
In der Region fehlen schon mo-
mentan 700.000 reguläre Arbeits-
plätze, rechnet der DGB Berlin-
Brandenburg. Durch bereits an-
gekündigte Massenentlassungen 
bei Telekom und Commerzbank, 
CNH und Herlitz wird sich die Si-
tuation noch verschärfen. Die so 
genannten arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente von Hartz IV bringen 
dagegen keine Entlastung. „Der 
Arbeitsmarkt in der Region Ber-
lin-Brandenburg befindet sich in 
einer dramatischen Zangenbewe-
gung, aus der es kein Entrinnen 
zu geben scheint“, beklagt der 
Gewerkschaftsbund. Die Zahlen 
sprechen für sich: Zwischen 2001 
und 2005 stieg die Arbeitslosen-
zahl von rund 490.000 auf 

563.000. Auch die Dauer der Ar-
beitslosigkeit dehnte sich aus – in 
Berlin in den letzten fünf Jahren 
von durchschnittlich 429 auf 480 
Tage. In Brandenburg insgesamt 
von 416 auf 536, bei Frauen so-
gar von 507 auf 638 Tage.

Von den etwa 60.000 Jugendli-
chen, die in der Region einen Aus-
bildungsplatz suchen, können über-
haupt nur 30 Prozent mit einer 
betrieblichen Ausbildung rechnen. 
Jahr für Jahr bleiben einige Tau-
send Schulabgänger ganz ohne 
Stelle. Ihnen dann Ein-Euro-Jobs als 
„Alternative“ anzubieten – der-
zeit betrifft das rund 3700 Ju-
gendliche in der Region – be-
zeichnet der DGB als „schlicht-
weg politischen Zynismus“. Ins-

gesamt sind hier derzeit 58.000 
junge Menschen unter 25 Jahren 
ohne Beschäftigung.

In den Jahren zwischen 2000 
und 2005 kamen in Berlin und 
Brandenburg auf 100 Arbeitslose 
nur acht bis 12 offene Stellen. Die 
zu geringe Nachfrage ging paral-
lel einher mit massiven Leistungs-
kürzungen, zunehmender Dere-
gulierung und sinkenden Reallöh-
nen. 

Die Langzeitarbeitslosen, ihr An-
teil an der Arbeitslosenzahl macht 
in Berlin mittlerweile 39,4 und in 
Brandenburg 45,7 Prozent aus, 
„zahlen erneut die Zeche“, kriti-
siert Dieter Scholz, DGB-Chef in 
Berlin-Brandenburg. Speziell die 
Sperrung von Finanzmitteln durch 

den Haushaltsausschuss des Deut-
schen Bundestages habe auch in 
der Region empfindliche Auswir-
kungen. In Berlin stehen wegen 
der Sperren 80 Mio. Euro weni-
ger für Trainingsmaßnahmen und 
Fortbildung zur Verfügung, in 
Brandenburg rund 46 Mio. Euro. 
Das Versprechen, mit der Hartz-
IV-Reform die Betreuung Arbeits-
loser und ihre Wiedereingliede-
rung zu verbessern, sei nicht ein-
gelöst worden. Gerade Langzeit-
arbeitslose, Ältere und Ausländer 
würden von der gegenwärtigen 
Arbeitsmarktpolitik „im Stich ge-
lassen“, beklagte Scholz. Nach 
Untersuchungen des Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftlichen Ins-
tituts (WSI) erhalten 60 Prozent 
der bisherigen Arbeitslosenhilfe-
Empfänger nach Hartz IV weniger 
Geld als bisher. Der Bund halbiert 
momentan seinen Beitrag zur 
Rentenversicherung von Arbeits-
losengeld-II-Empfängern. Alters-
armut werde so vorprogrammiert. 
Das WSI sieht den von Politik und 
Medien hochstilisierten „Miss-
brauch“ von Hartz-IV-Leistungen 
dagegen bei einer Quote von le-
diglich 0,4 Prozent.  neh
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Der 10. Nachwende-Solidaritäts-
basar der Berliner Journalistinnen 
und Journalisten erwartet am 
26. August seine Gäste. Von 10 
bis 17 Uhr sind zwischen S-
Bahnhof Alex und Fernsehturm 
die Stände hauptstädtischer Re-
daktionen, von Verlagen und So-
lidaritätsgruppen geöffnet, und 
es gibt ein buntes Bühnenpro-
gramm mit Musik aus aller Welt. 
Verlosungen und Autogramm-
stunden sowie der traditionelle 
Polit-Talk, diesmal als „Wahl-
Check 2006“, bilden weitere 
Programmpunkte. 
Der Erlös des Basars geht in die-
sem Jahr an zwei geplante Me-
dien-Projekte des Forschungs- 
und Dokumentationszentrums 
Chile-Lateinamerika e.V. (FDCL) 
in Argentinien und Uruguay (sie-
he Seite 3).

Solibasar

Der Handel will seine Arbeitskräfte demnächst regulär sonntags arbeiten lassen, wenn die letzten Hürden 
des Ladenschlussgesetzes niedergerissen sind. Dass Verkäuferinnen – zumeist in Teilzeit – ihr Sonntags-
vergnügen statt mit Kind und Kegel bei Wochenend und Sonnenschein künftig regelmäßig hinter der 
Kasse haben sollen, dagegen protestiert ver.di demnächst mit einer Plakatkampagne. 

Foto: transit / v. Polentz

Trotz Hitze: Keinerlei 
sonnige Aussichten
Arbeitsmarkt der Region in einer „dramatischen Zangenbewegung“



Kein anderer Begriff ist so eng 
verbunden mit der Hartz IV-Re-
form, wie „Ein-Euro-Job“. Aus Sicht 
von Gewerkschaften müsste die-
ses Wortungetüm als Unwort des 
Jahres gelten. Noch nie in der Ge-
schichte der Arbeitslosenverwal-
tung und –betreuung liegen ge-
setzliche Grundlage und das wirk-
liche Leben so weit auseinander.

Allein schon die Ankündigung 
des ehemaligen Bundesarbeitsmi-
nisters Clement im Herbst 2004, 
rund 600.000 dieser Arbeitsgele-
genheiten zu schaffen, hätte uns 
Gewerkschafter/innen aufhorchen 
lassen müssen. Woher soll so viel 
zusätzliche Arbeit kommen? Heißt 
es doch im § 16 Abs. 2 SGB II: 
„Für erwerbsfähige Hilfebedürfti-
ge, die keine Arbeit finden kön-
nen, sollen Arbeitsgelegenheiten 
geschaffen werden. Werden Ge-
legenheiten für im öffentlichen In-
teresse liegende, zusätzliche Ar-
beiten nicht… als Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahme gefördert, ist den 
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
zuzüglich zum Arbeitslosengeld II 
eine angemessene Entschädigung 
für Mehraufwand zu zahlen;“. Die-
se Mehraufwandsentschädigung 
(MAE), die zwischen 1,00 und 
1,50 € liegt, führte zum Begriff 
„Ein-Euro-Job“.

Statt als Ausnahme werden seit 
2005 die „Ein-Euro-Jobs“ syste-
matisch von den Job-Centern fi-

nanziert. Sie dienen aber eben 
nicht zur Eingliederung von Lang-
zeitarbeitslosen in den Arbeits-
markt, sondern als „preiswerte 
Arbeitskräfte“, vor allem für Auf-
gaben der öffentlichen Hand und 
somit des Staates. Allein in Berlin 
gibt es derzeit 30.000 „Ein-Euro-
Jobs“, davon im unmittelbaren 

öffentlichen Dienst etwa 16.000. 
Jede Berliner Schule, jedes Natur- 
und Grünflächenamt, viele Volks-
hochschulen, Jugendämter und 
Kindertagesstätten beschäftigen 
Menschen in MAE-Maßnahmen. 
Sie arbeiten als Schulhausmeister-
gehilfen, Gartenarbeiter, Küchen-

hilfen, Laborantinnen, in Schulse-
kretariaten, als Handwerkerhelfer, 
Sportplatzwarte und auch als Er-
ziehungs- und Unterrichtshilfen. 
Sie nehmen Aufgaben wahr, die 
bisher vom Personal des Landes 
Berlin oder über Zeit- und Hono-
rarverträge wahrgenommen wur-
den. Oft werden sie von Beschäf-

tigten angeleitet und sind fest im 
Betriebsablauf integriert. 

Einige Verwaltungen scheuen 
sich nicht, Stellen abzubauen und 
die Beschäftigten in den landes-
weiten Stellenpool zu versetzen 
und im nächsten Verwaltungs-
schreiben schon die „zusätzli-

chen“ Arbeiten beim Job-Center 
anzumelden, damit diese von 
„Ein-Euro-Jobbern“ erledigt wer-
den. 

Um Missbrauch auszuschließen, 
haben die Personalräte in Berlin 
ihre Mitbestimmung beim Einsatz 
dieser Kräfte gefordert. Trotz po-
sitiver Entscheidung des Verwal-
tungsgerichtes weigern sich im-
mer noch Dienststellen, ihre Per-
sonalräte zu beteiligen oder igno-
rieren deren Zustimmungsverwei-
gerungen. Betriebliche Demokra-
tie wird mit den Füßen getreten. 

Dass es den politisch Verant-
wortlichen wirklich nicht um die 
Menschen geht, zeigt das Vorge-
hen, mit dem vor allem die Bezirke 
versuchen, das Recht zu beugen. 
So werden Schreibkräfte in den 
Schulen „nur noch“ als Hospitan-
tinnen bezeichnet und Handwer-
kerhelfer sollen von den Beschäf-
tigungsgesellschaften als Leihar-
beiter an die Schulen gehen. 

Die Arbeit von „Ein-Euro-Job-
bern“ vernichtet nicht nur tarif-
vertraglich abgesicherte Arbeits-
plätze, sondern gleichzeitig ver-
lieren kleine bis mittelständische 
Firmen Aufträge der öffentlichen 
Hand. Weiteres Lohndumping im 
Dienstleistungs- und gewerbli-
chen Bereich ist die Folge. Dies al-
les gilt es zu verhindern! „Ein-Eu-
ro-Jobs“ sind das „Letzte“, im 
wahrsten Sinne des Wortes!
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Wahrlich

das Letzte:

„Ein-Euro-Jobs“

Auf ein Wort
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Uwe Januszewski, Vorsitzender des 
Hauptpersonalrats des Landes Berlin

Das Schlagwort Integration ist 
wieder in aller Munde. Allerdings 
hat nicht zuletzt der von der Bun-
desregierung einberufene Gipfel 
zum Thema gezeigt, dass es ins-
besondere Unionspolitikern in die-
ser Debatte eher darum geht, die 
Verantwortung für das friedliche 
Miteinander allein den in Deutsch-
land lebenden Ausländern anzu-
lasten. Eine bedeutende Rolle 
spielen in diesem Zusammenhang 
die Medien. Wie gehen Journalis-
tinnen und Journalisten mit der 
Thematik um? Tragen sie eher 
dazu bei, vorhandene Stereotype 
und Vorurteile zu verstärken, oder 
helfen sie, diese abzubauen und 
adäquate Vorstellungen anderer 
Kulturen zu etablieren? Die von 
den Politikwissenschaftlern Gu-

drun Hentges und Christoph But-
terwegge herausgegebene Un-
tersuchung „Massenmedien, Mi-
gration und Integration“ kommt 
in dieser Frage zu weitgehend ne-
gativen Schlussfolgerungen.

Sicherlich, über „die Medien“ 
zu sprechen ist ebenso problema-
tisch wie über „die Ausländer“, 
wie Butterwegge in seinem Bei-
trag freimütig zugibt. Möglich 
seien lediglich Trendaussagen. 
Diese sind bei dem Wissenschaft-
ler allerdings eindeutig: Ein be-
deutender Teil der Medien – bei-
spielhaft genannt werden nicht 
nur Boulevardblätter wie Bild und 
Express, sondern auch seriöse 
Zeitungen und Zeitschriften wie 
FAZ, SZ, Welt, Rheinische Post, 
Zeit, Focus, Stern und Spiegel – 
verfällt immer wieder in „seman-
tische Exklusionsmechanismen“ 
und fungiert teilweise als Stich-
wortgeber für restriktive Auslän-
derpolitik oder gar für Gruppen 
der radikalen Rechten. Die medial 
teils kampagneartig inszenierten 

Debatten über „Ausländerkrimi-
nalität“, „Parallelgesellschaften“, 
„Schläfer“ und „Ehrenmorde“ 
spielen eine gewichtige Rolle da-
bei, Gefühle der Bedrohung und 
die von Samuel P. Huntington ge-
prägte Konzeption eines „Kamp-
fes der Kulturen“ zu verbreiten.

Die Autoren weisen nach, dass 
die Medien einen erheblichen 
Anteil daran haben, die Differen-
zierung von Zuwanderern nach 
„Nützlichkeit“ gesellschaftlich zu 
etablieren. Butterwegge schreibt: 
„Die aktuelle Migrationsbericht-
erstattung reproduziert, forciert, 
und zementiert jenen Trend zur 
sozialen Polarisierung, den die 
Globalisierung bzw. neoliberale 
Modernisierung erzeugt: Positiv 
werden vor allem Zuwanderer 
dargestellt, die einen sozialen 
Aufstieg erleben oder erhoffen 
können.“ Wer auf staatliche Hilfe 
angewiesen sei, werde zumeist 
ignoriert oder gar als „Asylschma-
rotzer“ bzw. „Sozialparasit“ de-
nunziert. Selbst wohlmeinende 

Medienmacher, die dem Rassis-
mus begegnen wollen, indem sie 
die Vorteile der Zuwanderung für 
Land und Wirtschaft hervorhe-
ben, erreichen deshalb laut But-
terwegge zumeist das Gegenteil. 
Journalisten sollten stattdessen 
mit exakten Begrifflichkeiten ar-
beiten, die „möglichst wenig Vor-
behalte gegenüber Menschen 
mit anderer Nationalität, Hautfar-
be oder Religion“ transportieren. 
Konkret schlägt er u.a. vor, die 
Weiterbildung für Journalisten und 
Redakteure zu verbessern. Dass 
dies „unter den rigiden Konkur-
renzbedingungen eines privat-
wirtschaftlich dominierten Me-
dienmarktes“ keine leicht durch-
zusetzende Forderung ist, muss 
Butterwegge allerdings einräu-
men.  Daniel Behruzi

Christoph Butterwegge und Gudrun 
Hentges (Hrsg.): Massenmedien, Mig-
ration und Integration – Herausforde-
rungen für Journalismus und politische 
Bildung. VS Verlag für Sozialwissen-
schaften Wiesbaden 2006, 260 Seiten, 
19,90 Euro. ISBN 3-531-15047-2

VS 2006

BUCHTIPP

Integration und 
Journalismus
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Auf zum zehnten Nachwende-
Solibasar der Berliner Journalis-
ten! Zum Jubiläums-Ereignis am 
Sonnabend, dem 26. August er-
warten neuerlich nahe dem Alex 
ver.di, hauptstädtische Redaktio-
nen, Verlage und Solidaritätsgrup-
pen zahlreiche Besucher an ihren 
Ständen und zum bunten Büh-
nenprogramm. Mit dabei sind 
Freitag, Neues Deutschland, taz 
und junge welt sowie Zeitschrif-
ten- und Buchverlage, etwa Eu-
lenspiegelverlag, Leipziger Kinder-
buchverlag, erstmals die Zeitschrift 
melodie&rhythmus und erneut 
die Stiftung Warentest. 

Ab 10 Uhr gibt es zwischen S-
Bahnhof Alex und Fernsehturm 
Gespräche, Verlosungen und Au-
togrammstunden, u. a. mit Matt-
hias Biskupek, Arno Funke, Gisela 
Oechelhaeuser, Regina Toss und 
Lutz Stückrath. An eigenen Stän-
den präsentieren sich zwölf Berli-
ner Solidaritätsgruppen und Pro-
jekte, darunter das Africa Forum, 
die Kinderhilfe Vietnam und SODI 
international. 

Auf der Bühne steigt um 14 Uhr 
der traditionelle Polit-Talk, diesmal 
als „Wahl-Check 2006“. Und es 
gibt den ganzen Tag über viel 
Musik aus aller Welt, u. a. mit dem 
Frauenblasorchester Berlin, der bra-
silianischen Gruppe Menino do 
Curuzu, den Atzekanyas aus Me-

xiko, mit Tamarindoson, die ecu-
adorianische Rhythmen beisteu-
ern, sowie mit den Streetdancern 
von Latin Youth.

Der Erlös des Basars geht dies-
mal an zwei Projekte des For-
schungs- und Dokumentations-
zentrums Chile-Lateinamerika e.V. 
(FDCL). Der Partnerverein des So-
libasars arbeitet seit mehr als 30 
Jahren als Anlaufstelle und Treff-
punkt Lateinamerika-interessierter 
Menschen und Gruppen in Berlin. 
Mit Hilfe der Spendengelder soll 

jetzt in der Provinz Buenos Aires 
in Argentinien ein lokaler TV-Kanal 
des Gemeinwesens aufgebaut 
werden. In Uruguay wird die 
Nachbarschaftsvereinigung der 
Stadt Melo bei der Einrichtung ei-
ner öffentlichen Bibliothek unter-
stützt (siehe: www.fdcl.org). 

Die Veranstalter, ein bewährtes 
ehrenamtlich arbeitendes Team 
von Gewerkschaftern und Medien-
machern, erwarten rund 15.000 
Gäste. Das sollte zum Zehnjähri-
gen doch zu schaffen sein! neh

Solibasar zum 10. Mal
Traditionsgemäß: Gespräche, Autogramme, Polit-Talk und Spenden

Sicher auch 2006 garantiert: Stimmung und Rhythmus.

Foto: transit/v. Polentz

Es war heiß an jenem Abend und die deutsche Nationalmannschaft 
gewann im Fussball. Zwei ungünstige Randbedingungen für das Jo-
hannisfest des Fachbereiches 8 am 24. Juni im Hof des Hauses der 
Buchdrucker. Wer mit seinem Bier vorm Fernseher zu Hause blieb, 
hat nichts bekommen, was er nicht auch in der Dudenstraße haben 
konnte, und dennoch viel verpasst. Was für das Fest sprach: Die en-
gagierte Vorbereitung durch zahlreiche Helfer, die für Gegrilltes und 
Getränke, sogar für die Weltmeisterschaftsübertragung sorgten. 
Und ein buntes Programm mit Bolschewistischer Kurkapelle, Zaube-
rer Wolfgang Scheuer, der für Jung und Alt seine Täuschungskünste 
vorführte, Molto Mosso mit Musik zum Tanzen und – zu Recht als 
„Höhepunkt der Überraschungen“ angekündigt – „Papierwelt“, 
dem Laufsteg des Oberstufenzentrums Druck und Medientechnik, 
das seit kurzem „Ernst-Litfaß-Schule“ heißt. Die rein papierne Mo-
denschau und ihre Models und Akteure erhielten viel Beifall für ihre 
gekonnt-gelungene Show. Und zu der passte dann auch die Wärme 
bestens.
Dem nächsten Mittsommerfest seien einfach ein paar Besucher 
mehr gegönnt…

Foto: transit/v. Polentz

Johannisfest: Höhepunkt in Papier Tarife
Tarifverträge bei  

AFP unterzeichnet 

Am 11. Juli 2006 wurden end-
lich die bereits im Frühjahr aus-
gehandelten Tarifverträge für 
die Mitarbeiter der Agence Fran-
ce-Presse GmbH, Sitz Berlin un-
terzeichnet.
Der nun vollzogene Abschluss 
enthält eine neue, wohl einma-
lige Regelung für Mitarbeiter im 
Schichtdienst: Diese Beschäftig-
ten erhalten für jedes in ihrem 
Haushalt lebende Kind bis zum 
12. Lebensjahr einen Pauschal-
betrag von 150 € zur Abgeltung 
der Kosten für zusätzliche Kin-
derbetreuung.  red.

Land Berlin soll zurück 

in Arbeitgeberverbände

Die Tarifgemeinschaft der Ge-
werkschaften ver.di, GEW, GdP 
und IG BAU hat das Land Berlin 
aufgefordert, in die Arbeitge-
berverbände des öffentlichen 
Dienstes einzutreten. Berlin dür-
fe sich nicht dauerhaft vom Sys-
tem des Flächentarifvertrages 
im öffentlichen Dienst abkop-
peln und muss deshalb wieder 
Mitglied in den entsprechenden 
Arbeitgeberverbänden werden, 
drängen die Gewerkschaften.

Auch Herlitz wieder in 

der Tarifbindung

Nach dem bundesweiten Ab-
schluss der Flächentarifverträge 
für die Papier, Pappe und Kunst-
stoffe verarbeitende Industrie 
konnte dieser auch für die nicht 
unter den bundesweiten Ab-
schluss fallenden Bundesländer 
Brandenburg und Berlin über-
nommen werden. Parallel dazu 
wurde die Übernahme des Ab-
schlusses auch für die Herlitz 
AG vereinbart. Für die Herlitz-
Beschäftigten werden die bisher 
abgesenkten tariflichen Zahlun-
gen des Urlaubsgeldes und der 
Jahresleistung schrittweise bis 
2011 wieder auf das Niveau des 
Flächentarifvertrages angeho-
ben. Darüber hinaus konnte mit 
diesem Abschluss bei der Herlitz 
AG verhindert werden, dass ca. 
100 Arbeitsplätze nach Poznan 
(Polen) verlagert werden.  A.K.
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Berichte

matisch, Betriebsräte sind eher 
erpressbar als Gewerkschaften. 
Die Gewerkschaften müssten als 
Tarifpartner klare Vorgaben ver-
einbaren und Haltelinien ziehen!

Das würde voraussetzen, dass 
gemeinsam Strategien entwickelt 
werden. Und vor allem: Die stritti-
gen Fragen gehören diskutiert, 
nicht ausgespart. Sogar die natio-
nale Ebene reicht nicht mehr aus. 
Denn die Europäische Arbeitszeit-
richtlinie, gegen die das deutsche 
Arbeitszeitgesetz verstößt, soll 
auf Betreiben der deutschen und 
englischen Regierungen deregu-
liert werden…

Nein zur Arbeitszeitverlänge-
rung und zum Arbeiten ohne Maß! 
ist die einzig vernünftige Ant-
wort. Arbeitszeitverkürzung bleibt 
die  Alternative angesichts des 
ungeheuerlichen Arbeitsplatzab-
baus in allen Branchen. AG SoKO 
wird die Diskussion weiter in die-
se Richtung führen. Eine aktuelle 
Studie der Hans-Böckler-Stiftung 
„In Balance arbeiten und leben!“ 
gibt Forschungsimpulse für eine 
innovative Arbeits(zeit)gestaltung.

 Marianne Dallmer

Für Interessenten: Die Studie der Hans-
Böckler-Stiftung hat die Bestellnr. 30288

sönlichen Interessen. Menschen-
gerechte Strategien verbinden 
Selbstbestimmung und Solidarität.

UNVERSTÄNDLICHE 
KEHRTWENDE…

Am 16. Juni vergangenen Jah-
res konnte ver.di in der Druckin-
dustrie die Attacke der Arbeitge-
ber auf die 35-Stunden-Woche 
abwehren. In der Papierverarbei-
tung und vor allem im öffentli-
chen Dienst schwelte der Konflikt 
weiter. Im Herbst sollte die ver.di-
Arbeitszeitkampagne fortgeführt 
werden. Die AG SoKO hatte im 
November 2005 ein Konzept für 
die 2. Arbeitszeitpolitische Konfe-
renz erarbeitet. Die Aussagen der 
Resolution standen Pate. Dieter 
Sauer wollte ein Einführungsrefe-
rat „Arbeiten ohne (Zeit-) Maß“ 
zu den Rahmenbedingungen der 
Steuerung von Arbeit in den Un-
ternehmen halten, Alexandra Wag-
ner war für die Moderation einer 
Arbeitsgruppe zur Arbeitszeitfle-
xibilisierung „Wer verfügt über 
die Zeit?“ gewonnen; Ulf Kadritz-
ke sollte das Thema „Balance von 
Arbeits- und Erholungszeit“ ver-

treten. Der Landesbezirksvorstand 
war über den jeweiligen Vorbe-
reitungsstand informiert. Doch 
bekam die AG SoKO kurzfristig 
mitgeteilt, dass die Prioritäten an-
ders gesetzt werden sollten. Die 
Diskussion „betrieblicher Bünd-
nisse“ wurde auf die Tagesord-
nung gesetzt. Der Tarifausschuss 
beschloss im Februar 2006 einen 
neuen Konferenztermin für Juni 
diesen Jahres. Dann lag die Einla-
dung zu einer Arbeitszeitkonfe-
renz für die Funktionäre aller ver.
di-Fachbereiche auf dem Tisch. 
Ziel der Veranstaltung war jetzt, 
das tarifpolitische Programm von 
ver.di voranzubringen. 

WIE WEITER?

Die Tarifauseinandersetzungen 
des vergangenen Jahres führten 
häufig zur Festlegung von Öff-
nungsklauseln. Im Klartext: Unse-
re arbeitszeitpolitischen Grund-
sätze werden den ausufernden 
Realitäten in den Betrieben ange-
passt. Es existiert keine klare tarif-
politische Strategie, Regelungs-
kompetenz wird immer mehr auf 
die betriebliche Ebene verlagert. 
Das ist bekanntlich sehr proble-

Arbeitszeitverlängerung war ei-
ne Unternehmerforderung, mit 
der sich ver.di und andere Ge-
werkschaften in jüngeren Tarif-
auseinandersetzungen immer wie-
der konfrontiert sahen. Deshalb 
gründete sich im Landesbezirk ei-
ne Arbeitszeitinitiative aller Fach-
bereiche. Die AG Soziale und Kul-
turelle Offensive (SoKO) unseres 
Fachbereiches 8 hat sich des The-
mas angenommen. Auf einer ers-
ten tarifpolitischen Konferenz En-
de Mai 2005 wurde in einer Reso-
lution für die weitere Arbeit be-
schlossen:

Die (Arbeitszeit-) Strategie der 
Arbeitgeber geht einher mit einer 
neuen Ausrichtung in der Organi-
sation von Arbeit: das Hereinholen 
des Marktes in die Unternehmen 
durch die Orientierung auf Kun-
den und Ergebnis steuert die Ar-
beitnehmerleistung. Die erfolg-
reiche Durchsetzung dieser Stra-
tegie geht einher mit der Indivi-
dualisierung und Entsolidarisie-
rung der Arbeitenden. Dagegen 
setzt die menschengerechte Ar-
beitszeitstrategie auf ein neues 
Verhältnis von Souveränität und 
Gestaltung kollektiver Regelun-
gen in Verbindung mit den per-

In Balance arbeiten und leben!
Arbeitsgemeinschaft SoKO fordert: Strittige Fragen zum Thema Arbeitszeit diskutieren

Für den 12. Juni 11 Uhr waren 
die Rundfunksenioren im Paul-
Löbe-Haus mit der Bundestags-
abgeordneten Gesine Lötzsch/
Linkspartei.PDS (Foto Mitte) ver-
abredet, um Authentisches über 
das Verhältnis zwischen ihrer 
Partei und der WASG zu erfah-
ren. In jenen Tagen war es zwi-
schen beiden, der bevorstehen-
den Wahlen wegen, ziemlich un-
gut hochher gegangen. Die Gast-
geberin bot ihren rund 40 Besu-
chern zunächst einen Exkurs zur 
parlamentarischen Arbeit. Über 
die Perspektive des angestrebten 
neuen Linksbündnisses vermit-
telte die Direktkandidatin des 
Berliner Wahlbezirks Lichten-
berg/Hohenschönhausen ein op-
timistisches Bild. Die Querelen im 
Vorfeld der kommenden Wahlen 
in Berlin und Mecklenburg-Vor-
pommern seien nicht von sol-

Rundfunksenioren im Bundestag 

Foto: transit/v. Polentz

chem Ausmaß, dass sie den Grün-
dungsprozess gefährden könn-
ten. Es sei von vornherein nicht 
zu erwarten gewesen, dass ein 
solcher komplizierter politischer 
Prozess konfliktlos verlaufen wer-
de. 
Anschließend Führung zunächst 
durch das Paul-Löbe-Haus mit 
seinen überbreiten Fluren, den 

Sitzungssälen für die Parlaments-
ausschüsse. Sehr zweckmäßig al-
les, aber doch sehr verschwende-
risch. Angemessener fanden die 
Besucher dagegen die Ausstat-
tung im Reichstagsgebäude mit 
dem neugestalteten Plenarsaal. 
Dieser sieht im Fernsehen größer 
aus als in Wirklichkeit. Es soll Wi-
derstände von Unionspolitikern 

gegeben haben, in den Flurwän-
den verschiedentlich auch Mauer-
teile mit kyrillischen Schriftzügen 
einzufügen. Sowjetische Solda-
ten haben sich nach der opferrei-
chen Eroberung des Bauwerkes 
für alle Zeiten in Erinnerung ge-
bracht. Dass dies für deutsche 
Nachkriegspolitiker nur nützlich 
sein könne, dachte der Architekt 
und setzte sich gegen die Wider-
stände durch. Was von weitem 
den Eindruck zahlloser an- und 
übereinander gereihter Post-
schließfächer erweckte, sind an 
den Wänden eines kleinen Sei-
tenganges angebrachte Schild-
chen mit den Namen aller Abge-
ordneten, die jemals im Reichs-
tag und später Bundestag ge-
wirkt haben. Man hatte bei der 
Gestaltung auf Korrektheit gese-
hen: Walter Ulbricht und Ernst 
Thälmann sind auch dabei.  B.K.
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möglichen, hatten die Kollegen 
des ehrenamtlichen Bezirksvor-
standes Berlin im Auge gehabt, 
als sie beschlossen, unsere lang-
jährigen Mitglieder zu dieser ei-
genen ehrenden Veranstaltung 
einzuladen. Es ließ sie erfreut ent-
spannt aufatmen, als sie als Fazit 
feststellen konnten: Die Anstren-
gungen haben sich gelohnt. 

Annemarie Görne

ni 2006 in Berlin zum Kampf der 
Komponisten, Textdichter und Mu-
sikverleger gegen das geplante ur-
heberfeindliche Gesetz aufgeru-
fen. 

Prof. Dr. Jürgen Becker, Spre-
cher des GEMA-Vorstands, appel-
lierte in seiner Rede an Bundes-
kanzlerin Merkel: „Lassen Sie ih-
rem beherzten Eintreten für den 
Schutz des geistigen Eigentums 
in China Taten folgen! Wer in 
China die Bedeutung von geisti-
gem Eigentum anmahnt, muss im 
eigenen Land mit gutem Beispiel 
vorangehen. Beseitigen Sie des-
halb das den Urhebern drohende 
Unrecht.“

Die in der Gesetzesnovelle zu 
Vervielfältigungsfragen vorgese-
hen Regelungen würden zu mas-
siven Einkommenseinbußen auch 

der kreativen Musikautoren füh-
ren. Allein bei den Vergütungen 
im Bereich Kopiergeräte (DVD-/
CD-Brenner, Bildaufzeichnungs-
geräte) wird für die Urheber ein 
Rückgang von 54,3 Mio. EUR 
bzw. 58 % erwartet. 

Die Mitglieder der GEMA for-
derten in einer gemeinsamen Re-
solution „durch gesetzliche Rege-
lungen auch künftig die schöpfe-
rischen Menschen als Garanten 
der kulturellen Vielfalt in Deutsch-
land zu schützen und nicht ihre 
Existenzgrundlage zu gefährden. 
Die Interessen der Industrie an 
der Erzielung wirtschaftlicher Ge-
winne dürfen nicht höher bewer-
tet werden als der berechtigte 
Anspruch der Urheber auf ange-
messene Vergütung.“ 

Heidi Schirrmacher

Keine Enteignung von kreati-
ven Leistungen. So lautete die 
Überschrift auf der Titelseite der 
letzten Sprachrohrausgabe. Nicht 
nur das genannte Aktionsbünd-
nis, bestehend aus 14 Verbänden 
und Vereinen, darunter ver.di und 
die Verwertungsgesellschaften VG 
Wort und VG Bild-Kunst, machen 

gegen die geplante Urheber-
rechtsnovelle, Korb II mobil. Auch 
die Gesellschaft für musikalische 
Aufführungs- und mechanische 
Vervielfältigungsrechte, abgekürzt 
GEMA, hat bei ihrer Mitglieder-
versammlung am 27. und 28. Ju-

Urheberschutz nicht nur in China 
Auch die GEMA protestiert gegen Korb II der Urheberrechtsnovelle

Wie es sich für einen solchen 
Feiertag gehört, passte alles gut 
zusammen: Der Juni-Nachmittag 
war sonnig, aber nicht heiß, am 
Fenster der Medien Galerie ver-
hieß „Gott grüß‘ die Kunst“ den 
Blick auf eine Ausstellung mit Li-
thographien von Festschriften 
der Drucker, Setzer und Hilfsar-
beiterinnen aus über hundert 
Jahren, auch die organisatori-
schen Vorbereitungen waren alle 
geschafft, als die ersten Gelade-
nen kamen. Anlass war die Jubi-
larehrung unseres Fachbereichs 
für jene Berliner Mitglieder, die 
60 Jahre und länger der Gewerk-
schaft die Treue gehalten haben.

Über diese sechs wechselvollen 
Jahrzehnte sprach Frank Werne-
ke, stellvertretender Bundesvor-
sitzender von ver.di und Bundes-
fachbereichsleiter; in seiner Rede 
rekapitulierte er unpathetisch die 
Entwicklung der Organisation mit 
ihren Höhen und Tiefen – von der 
Druck und Papier zur IG Medien 
und schließlich zum Teil von ver.
di. Es war selbstverständlich er-
klärte Absicht, an diesem Tag die 
politische Diskussion nicht vor 
der Eingangstür zu lassen. Des-
halb bereicherte es die Zusam-
menkunft, dass auch einige Mit-
glieder aus ihrem persönlichen 
Erfahrungsschatz erlebter Aktivi-
täten berichteten.

Wo soviel gewerkschaftliche 
Präsenz zusammentrifft, sollte 

förmliche Steifheit nicht aufkom-
men können. Ganz in diesem Sin-
ne machte es Kollegen Werneke 
offensichtlich Freude, gemeinsam 
mit Martina Hartung, Studentin 
und Mitglied der Gewerkschafts-
jugend, die Urkunden und Ehren-
nadeln ganz unkonventionell und 
locker herüber zu reichen. In die-
se Stimmung passte sich das Pro-
gramm unseres Mitglieds, der 

Schauspielerin und Sängerin Ma-
deleine Lierck-Wien und ihres Pia-
nisten Manfred Rosenberg nahtlos 
ein, zumal sie mit einem Berlin-Pro-
gramm beste Unterhaltung boten.

Unterhaltung untereinander, das 
Wiedertreffen alter Kollegen, die 
sich teilweise lange nicht gespro-
chen hatten, war aber bestimmt 
nicht der unwichtigste Teil der 
Veranstaltung. Gerade dies zu er-

Frank Werneke (links) und Martina Hartung (rechts) gratulieren Rundfunkseniorin Maren Stoerig.

Foto: transit/v. Polentz

ver.di hat den RBB aufgefordert, 
unverzüglich mit den Gewerk-
schaften Verhandlungen für ei-
nen Übergangs-Urherberrechts-
Tarifvertrag aufzunehmen, um 
eine “urheberrechtswidrige Si-
tuation zu vermeiden“. Hinter-
grund ist, dass das RBB-Kultur-
radio bis Ende 2006 ein „Pod-
casting-Pilot-Projekt“ erprobt 
und von den freien Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern ver-
langt, dem Sender das entspre-
chende Nutzungsrecht sowie 
ein weitgehendes Bearbeitungs-
recht kostenlos einzuräumen.
ver.di fordert dagegen, die Frei-
en an der Nutzung ihrer Beiträ-
ge angemessen zu beteiligen 
und erwartet einen kurzfristigen 
Terminvorschlag für die Aufnah-
me von Verhandlungen. Bis Re-
daktionsschluss vergeblich.  
 red.

In der Pflicht

60+ in der Medien Galerie
Stimmungsvolle Ehrung für langjährige Berliner Mitglieder

Millionenverluste

für Urheber erwartet
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Der Unmut gewerkschaftlicher 
Aktivisten über die Privatisierungs-
politik des Berliner SPD-PDS-Se-
nats wächst. Das wurde auf einer 
von ver.di und der Hans-Böckler-
Stiftung organisierten Konferenz 
im Juni deutlich. Einige Referen-
ten warben – im Gegensatz zur 
Mehrzahl der Anwesenden – al-

lerdings dafür, die Veräußerung 
öffentlichen Eigentums „nicht in 
Bausch und Bogen zu verdam-
men“. Am Ende stand eine ein-
deutige Aussage: „Die Teilneh-
mer der Konferenz sprechen sich 
gegen weitere Privatisierungen 
öffentlicher Einrichtungen in Ber-
lin aus.“ So heißt es in der von 
den etwa 80 anwesenden Ge-
werkschaftern beschlossenen Ab-
schlusserklärung. 

Vorangegangen war eine recht 
kontrovers geführte Debatte um 
die Frage, ob Privatisierungen 
grundsätzlich abzulehnen oder 
lediglich ein „fairer Wettbewerb“ 

zwischen öffentlichen und priva-
ten Anbietern zu fordern sei. Die 
Wettbewerbsthese vertrat u.a. 
Prof. Manfred Röber, Fachhoch-
schule für Technik und Wirtschaft, 
der zwar „den Generalverdacht 
der Unwirtschaftlichkeit öffentli-
cher Dienstleistungen“ zurück-
wies, es aber „politisch unge-
schickt“ findet, die bürokrati-
schen Mechanismen, die der tra-
ditionelle Wohlfahrtsstaat hervor-
gebracht habe, zu leugnen. Statt 
den betriebswirtschaftlichen 
Wettbewerb zwischen staatlichen 
und privaten Unternehmen zu ver-
dammen, sollten sich die Ge-
werkschaften das Motto „Kon-
kurrieren statt Privatisieren“ zu 
eigen machen, meinte der Refe-
rent und empfahl einen „politisch 
regulierten Wettbewerb“.

Eine weitgehend andere Sicht-
weise trugen dagegen einige mit 
Privatisierungsbestrebungen kon-
frontierte betriebliche Interessen-
vertreter der Dienstleistungsge-
werkschaft vor. Carsten Becker, 
Vorsitzender der ver.di-Betriebs-
gruppe am Berliner Uniklinikum 
Charité, argumentierte: „Es ist ein 
großer Fehler, wenn wir immer 

nur überlegen, ob wir betriebs-
wirtschaftlich genauso effizient 
sind wie die Privaten – das Pfund 
der öffentlichen Daseinsfürsorge 
ist es ja gerade, dass man sich da-
nach richten kann, was gesell-
schaftlich und volkswirtschaftlich 
sinnvoll ist und was nicht.“ Eine 
gewerkschaftliche Offensivstrate-
gie könne nur darin bestehen, 
„von dem betriebswirtschaftlichen 
Klein-Klein und dem Profitdenken 
wegzukommen“ und für mehr 
Transparenz und innerbetriebli-
che Demokratie einzutreten, er-
klärte Becker. Die Auslagerung 

und Teilprivatisierung der „Chari-
té Facility Management“ (CFM) 
habe zu mehr prekären Arbeits-
verhältnissen und zu Lohndum-
ping geführt. Im aktuellen Unter-
nehmenskonzept des Uniklini-
kums seien weitere Ausgliede-
rungen geplant. Aber auch die an 
der Charité verbleibenden Be-
schäftigten seien durch Arbeits-

Privatisierung in der Kritik
Öffentliches Eigentum im Wettbewerb oder zur Daseinsfürsorge

Sabine Lehmann ist nach einer 
längeren Krankheit arbeitslos ge-
worden und bezieht Leistungen 
nach Hartz IV. Nun hat sie auch 
Angst, ihre Zweieinhalb-Zimmer-
Wohnung verlassen zu müssen, 
für die sie monatlich 450 Euro 
Warmmiete zahlt. Zuviel für Er-
werbslose, wenn es nach dem 
Gesetzgeber geht. Die Arbeits-
agentur hat Frau Lehmann schon 
aufgefordert, ihre Mietkosten zu 
senken. Trotz eingelegten Wider-
spruchs fürchtet sie noch immer, 
ihre Wohnung zu verlieren. 

Maria Schmidt hingegen hat 
das umgekehrte Problem. Die er-
werbslose Akademikerin muss 
ausziehen, weil ihr Vermieter 
nach Auszug des Hauptmieters 
den Vertrag nicht verlängert hat. 
Doch die Arbeitsagentur weigert 

sich, die Kosten für den Umzug 
und die Mietkosten für eine neue 
Wohnung zu übernehmen. Auch 
Schmidt legte Widerspruch ein. 
Bis darüber entschieden wird, 
sitzt sie zunächst auf einem Berg 
von Schulden. – Beide Frauen ha-
ben ihre Probleme mit den Äm-
tern auf einer Pressekonferenz 
der Berliner „Kampagne gegen 
Zwangsumzüge nach Hartz IV“ 
vorgetragen. Es handelt sich um 
ein Bündnis vieler Einzelperso-
nen. „Der Schwerpunkt unserer 
Arbeit ist Beratung von Betroffe-
nen“, erklärte Anne Allex, die die 
Kampagne mitinitiiert hat. Im 
April wurde eine kostenfreie Hot-
line geschaltet. Unter Tel. 0800-
272 72 78 können sich Betroffe-
ne werktags von 10 bis 13 Uhr 
beraten lassen. „Das Notruftele-

fon war kaum geschaltet, schon 
war Andrang“, meint Thomas 
Rudeck von der Berliner Mieter-
gemeinschaft. 

In den ersten 70 Tagen haben 
etwa 800 Menschen angerufen. 
Die Fälle werden protokolliert 
und dokumentiert. Häufig mel-
den sich Alleinerziehende, Ältere 
und Schwerkranke, die von den 
Arbeitsagenturen zur Senkung 
ihrer Mietkosten aufgefordert 
wurden. Doch gerade diese Per-
sonengruppen müssten nach den 
von der Senatsverwaltung für So-
ziales erlassenen „Anwendungs-
vorschriften zur Ermittlung ange-
messener Kosten der Wohnung“ 
von solchen Aufforderungen aus-
genommen sein. 

Die Sprecherin der Senatsver-
waltung Roswitha Steinbrenner 

verweist darauf, dass sich die Be-
troffenen im Falle von Behörden-
willkür bei der Senatsverwaltung 
beschweren könnten. Die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der 
Kampagne plädieren jedoch für 
eine unabhängige Anlaufstelle. 

Künftig könne mehr nötig sein 
als Beratung, meint Aktivistin 
Uschi Walz-Volz: „Wenn es wirk-
lich zu Zwangsräumungen kom-
men sollte, weil die Ämter die 
Mietkosten nicht übernehmen, 
müssen wir auch vor Ort sein und 
den Betroffenen zeigen, dass sie 
nicht allein sind.“ Die hauptstäd-
tische Initiative hat mittlerweile 
im gesamten Bundesgebiet Nach-
ahmer gefunden. 

Peter Nowak 
Infos zur Kampagne im Internet: 
www.gegen-zwangsumzuege.de

verdichtung und Lohnkürzungen 
betroffen. „Hier wird ein Betrieb 
kaputt gemacht“, so Beckers Fazit.
Ähnliches berichtete Marga Rich-
ter-Baier, Personalratsvorsitzende 
im Bezirksamt Neukölln. Durch 
Auslagerungen und den Einsatz 
von Ein-Euro-Jobbern habe in 
den Bezirken „ein gewaltiger Per-
sonalabbau“ stattgefunden. „Die 
Qualität der Dienstleistungen 
muss durch gut ausgebildete und 
sozial abgesicherte Beschäftigte 
gewährleistet werden“, forderte 
sie.

Die zu einer Podiumsdiskussion 
geladenen Landesparteichefs Mi-
chael Müller (SPD) und Klaus Le-
derer (Linkspartei.PDS) verteidig-
ten – trotz gleichzeitiger Lippen-
bekenntnisse für den Erhalt der 
öffentlichen Daseinsfürsorge – 
die von ihrer Koalition vollzoge-
nen Privatisierungen und verwie-
sen immer wieder auf die schlech-
te Haushaltslage.

„Wir haben in Berlin bewiesen, 
dass wir nicht nur Nein sagen“, 
erklärte Burkhardt Thiemann vom 
ver.di-Bundesvorstand in der Dis-
kussion. So habe die Dienstleis-
tungsgewerkschaft Bestrebungen 
zur „Modernisierung“ der Ver-
waltung stets unterstützt. „So 
wollten wir dabei helfen, Privati-
sierungen unnötig zu machen – 
eingetreten ist aber genau das 
Gegenteil“, kritisierte Thiemann. 

Daniel Behruzi

Arbeitslos und bald auch obdachlos? 
Berliner Initiative will verhindern, dass Erwerbslose ihre Wohnungen verlieren

Oder lieber

gleich beides?

Regulieren oder 

konkurrieren?



reich des Journalismus bieten, der 
in unserem Mediensystem weiter 
an Bedeutung gewinnen wird. 
Die ver.di-Bundesverwaltung un-
terstützte das Seminar tatkräftig, 
vor allem durch die Bereitstellung 
der Räumlichkeiten. Bei allen Re-
ferenten und Unterstützern möch-
ten wir uns, auch im Namen der 
Seminarteilnehmer, herzlich be-
danken! Alexander Koenitz

Frieder Bechtel
Die Studenten des Seminars publizieren 
ihre praktischen Arbeiten im Weblog 
www.publizistik-in-berlin.de, dort fin-
den sich auch weitere Nachrichten aus 
dem Institut für Publizistik- und Kom-
munikationswissenschaft.
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ihren Berufsalltag schilderten und 
den Teilnehmern die Gelegenheit 
gaben, sich bei kleinen Übungen 
auszuprobieren. Die Themenpa-
lette reichte dabei von den Mög-
lichkeiten und Zwängen bei der 
Gestaltung der täglichen Medien-
seite in einer Tageszeitung (Ralph 
Kotsch, „Berliner Zeitung“, Steffen 
Grimberg, „taz“), über den Pro-
duktionsablauf bei Fernsehzeit-
schriften (Jan von Frenckell, „Funk-
uhr“) bis zur Gestaltung von Zeit-
schriften für das Fachpublikum 
(Karin Wenk, „Menschen ma-
chen Medien“; Sebastian Esser, 
„V.i.S.d.P.“). 

Der medienjournalistische Um-
gang mit den Blättern des Axel-
Springer-Verlages wurde dabei 
von zwei Seiten betrachtet: Zwei 
Sitzungen leitete der Mitbegrün-
der von BILDBlog.de, Christoph 
Schultheis. Auf dieser Internetsei-
te deckt er seit zwei Jahren täg-
lich Fehler und Halbwahrheiten 
der BILD-Zeitung auf und konnte 
daher bestens erläutern, wie jour-
nalistische Medienkritik professi-
onalisiert werden kann – und wie 
man sie im Internet erfolgreich 
aufbereitet. In der folgenden Sit-
zung stellte die Pressesprecherin 
des Springer-Verlags die „Gegen-
seite“ der Medienjournalisten vor. 
Oft müsse sie erst einmal ganz 
banale Fakten richtigstellen, weil 
manch schlecht informierte Jour-

nalisten einfach zu wenig recher-
chierten. Aber grundsätzlich sei-
en alle journalistischen Fragen 
zum Verlag willkommen, nur woll-
ten die Verantwortlichen von BILD 
nicht ganz so oft antworten, wie 
die Autoren von BILDBlog Fragen 
an sie richten, sagte Sprecherin Fels.

In weiteren Sitzungen stellte 
Kommunikationswissenschaftle-
rin Susanne Fengler den Stand 
der Forschung zum Thema vor 
und Kuno Haberbusch („Zapp“, 
NDR) plauderte von den juristi-
schen Auseinandersetzungen, die 
der Ausstrahlung zahlreicher Bei-
träge seines Medienmagazins folg-
ten. Der Erfinder der Netzeitungs-
Kolumne „Altpapier“, Michael An-
gele, berichtete von seiner vier-
jährigen Beobachtung der Medi-
enberichterstattung: „In der letz-
ten Zeit ließ der Medienjournalis-
mus spürbar zu wünschen übrig, 
wir konnten Stillhalteabkommen 
zwischen den Verlagen beobach-
ten“, berichtete Angele, der des-
wegen schon überlegte, die Ko-
lumne einzustellen. In den letzten 
Monaten sei die Diskussion aber 
wieder lebhafter geworden, des-
wegen gibt es auch das „Altpa-
pier“ noch. 

Durch die aufopferungsvolle 
Mitarbeit der Referenten, die we-
der Honorar noch Reisekosten be-
zahlt bekamen, konnte das Semi-
nar einen Einblick in einen Teilbe-

Medienjournalismus bewegt sich 
zwischen Branchentratsch und 
Medienwacht. Mit den Möglich-
keiten, Problemen und Chancen 
journalistischer Selbstreflexion be-
fasste sich ein Praxisseminar, das 
die Publizistikstudenten Alexander 
Koenitz und Frieder Bechtel mit 
tatkräftiger Unterstützung von 
ver.di organisierten.

Seit Jahren kann das Institut für 
Publizistik- und Kommunikations-
wissenschaft der Freien Universi-
tät nur mit Ach und Krach seinen 
Betrieb aufrechterhalten. Im po-
pulären Studiengang Publizistik 
verteilen sich 2000 Studierende 
auf nur noch drei fest angestellte 
Professoren. Lehrstühle für viele 
wichtige Teilgebiete des Fachs be-
stehen seit Jahren nur noch auf 
dem Papier. Wo Geld eingespart 
wird, da bleibt nicht nur die Aus-
bildung des Nachwuchses auf der 
Strecke, sondern auch die Begeis-
terung für das Thema.

Deshalb ergriffen wir Studen-
ten in diesem Semester zum zwei-
ten Mal selbst die Initiative und 
organisierten ein Praxisseminar zu 
Medienjournalismus. Was wir als 
Theorie in den Vorlesungen über 
Mediensystem und Journalismus 
hörten, wollten wir anhand der 
Schilderungen von Fachleuten 
überprüfen. Für die Seminarsit-
zungen luden wir Praktiker aus 
dem Medienjournalismus ein, die 

Praxistest in Eigeninitiative
Publizistikstudenten organisierten Seminar zu Medienjournalismus

Alle verfolgen gespannt ein Filmbeispiel. Kuno Haberbusch (vorn), Leiter der Zapp-Redaktion beim NDR, 
gab am 6. Juni als Gastreferent Wissen und Erfahrungen an die Studenten weiter. 

Foto: Bechtel Spreeportfest

Mit der Gewerkschaft auf Du 
und Du beim 2. Spreeportfest 
im ver.di-Haus Köpenicker Str. 
30 (Eingang Paula-Thiede-Ufer).

Gelegenheit zu Gesprächen und 
geselligem Beisammensein bei 
Unterhaltung, Musik und Tanz
Am Freitag, dem 25. August 
2006, von 15.30 bis 22.00 
Uhr.

Folgendes Programm ist ge-
plant:
15.30 Uhr Kaffe, Kuchen & Mu-
sik auf der Galerie
16.30 Uhr Begrüßung
17 bis 22 Uhr Bühnenprogramm 
auf dem Hof mit Live-Musik, 
Kinderprogramm und DJ.

Einladung

Neoliberale Strategien gegen  
Aufbruch in Lateinamerika
Unter dem Motto „Verschwei-
gen. Lügen. Verfälschen“ wird 
am 23. September im Berliner 
Kino Babylon „Der Einsatz von 
Medienmacht gegen fortschritt-
liche Kräfte am Beispiel Lateina-
merikas“ debattiert. Die Organi-
satoren – eine Arbeitsgruppe en-
gagierter Medienmacher und 
Lateinamerikaexperten – erwar-
ten Gastreferenten aus Kuba, 
Kolumbien und Spanien. An der 
Podiumsdiskussion um 15 Uhr 
nimmt auch Manfred Protze, 
Sprecher der dju, teil. Beginn: 
10 Uhr, Eintritt 9 €, ermäßigt 5 €.
Kontakt: ag23sept@netzwerk-
cuba.de, Reservierung über jun-
ge welt, Tel. 030/53 63 55 37.
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betont Sabine Schöneburg, die für 
Theater und Bühnen zuständige 
ver.di-Sekretärin. Mit all diesen Un-
klarheiten und der Order, einen 
zentralen Bühnenservice zu schaffen, 
wurde zum Jahreswechsel 2004 die 
Stiftung Oper in Berlin gegründet. 
Das Stiftungsgesetz schreibt im 
Werkstattbereich einen Abbau von 
83 Stellen bis 2009 vor, wodurch 
über drei Mio. Euro eingespart wer-
den sollen. Doch soll der Bühnen-
service jährlich etwa 23 Premieren 

der drei Opernhäuser mit Kostü-
men und Dekorationen bedienen. 
Bis 2009 wurde ein „Kontrahie-
rungszwang“ vereinbart, die Inten-
danten müssen beim stiftungseige-
nen Bühnenservice arbeiten lassen. 
Dass es an der Zeit sei, im Zuge sol-
cher Zentralisierung auch ein ein-
heitliches Tarifwerk zu vereinbaren, 
das die Unterschiede zwischen Ost 
und West auffange, machte ver.di 
geltend.

Während Experten noch rechne-
ten, einen Anbau an den Werk-
stattkomplex Chausseestraße kon-
zipierten, die „Ertüchtigung“ des 
Standorts Zehdenicker Straße als 
zentrale Kostümwerkstatt durch-
kalkulierten, ging der Personalab-
bau voran. Überraschend bot sich 
da die Variante einer „Volllösung“ 
für den Bühnenservice, die viele 
Probleme auf einen Schlag besei-
tigt: Das zweistöckige Gebäude der 
ehemaligen Druckerei des „Neuen 
Deutschland“ unweit des Ostbahn-
hofes erlaubt es, alle Werkstätten 
sinnvoll zusammenzufassen. Für 
Kauf und zweckdienlichen Umbau 
des noch in Bahnbesitz befindli-
chen Komplexes am Franz-Meh-
ring-Platz könnten Mittel genutzt 
werden, die sich beim Verkauf der 
sonstigen Werkstatt-Immobilien er-
zielen lassen. Das überzeugte selbst 
Finanzsenator Sarrazin. Auch wenn 
noch unklar ist, wo die zusätzlichen 
fünf Millionen Euro herkommen 
sollen, die Rosinski für diese Varian-
te einfordert. Das Finanzbudget der 
Opernstiftung hat auch dafür keine 
Reserven.

Der Personalrat der Opernstif-
tung hat diesem neuen Werkstatt-
konzept nach eingehender Debatte 
zugestimmt. „Wir sehen es als ein-
zige realistische Chance, künftig ei-
ne effektiven Werkstattbetrieb in 
Berlin zu erhalten und perspekti-
visch über 200 qualifizierte Arbeits-
plätze zu sichern“, begründet das 
Klaus Grunow (Staatsoper), der 
Personalratsvorsitzende. 

Helma Nehrlich

8

„Opern sollen gemeinsam 
basteln“, titelte kürzlich 

die taz und verkündete „endlich 
einmal eine gute Nachricht von 
den Berliner Opern“. Der Unter-
ausschuss Theater des Abgeord-
netenhauses hatte sich mit dem 
Werkstattkonzept der Stiftung 
Oper in Berlin beschäftigt, das 
die lange geplante Zentralisie-
rung der Bühnenwerkstätten 
jetzt in gangbare Wege lenkt.

Die Landespolitik jubelt einhellig. 
Als „fundiert und gelungen“ be-
zeichnet Alice Ströver, kulturpoliti-
sche Sprecherin von Bündnis 90/
Die Grünen das Konzept. Bei der 
FDP spricht man von einem „gro-
ßen Schritt in die richtige Rich-
tung“. Kultursenator Thomas Flierl 
(Linkspartei/PDS) kann als Erfolg 
verbuchen, dass sich mit dem neu-
en Bühneservice-Geschäftsführer der 
Opernstiftung „eine außerordent-
lich qualifizierte und engagierte Per-
sönlichkeit der schwierigen Aufga-
be der konzeptionellen und organi-
satorischen Gestaltung dieses Teil-
betriebes“ widmet. „Es gibt jetzt 
ein Konzept, das wirklich top ist. Es 
gibt die Leute, die das umsetzen 
wollen und können. Jetzt muss 
man nur noch machen. Die Politik 
muss die Rahmenbedingungen da-
für schaffen“, fasst Gunter Engel-
mann (Komische Oper), stellv. Per-
sonalratsvorsitzender der Stiftung 
Oper in Berlin, die Situation aus Be-
schäftigtensicht zusammen.

Fakt ist, das auch als „Master-
plan zur Zentralisierung der künst-
lerischen Werkstätten“ und als 
Herzstück der Opernstrukturreform 
gehandelte Konzept war überfällig. 
Einsparhoffnungen in Millionenhö-
he sind daran geknüpft. Seit Jahren 
wurde kontrovers diskutiert, Bera-
terfirmen und Architekturbüros er-
arbeiteten Varianten, nahmen An-
leihen am „Wiener Modell“ einer 
Werkstatt-Holding, in Zürich und 
anderswo. Skepsis begleitete den 
Prozess, viel Geld war beteiligt, 

noch mehr wurde verplant und 
doch versprach keiner der Pläne 
den großen Wurf – von Absurdem, 
wie dem Neubau einer Zentral-
werkstatt auf der grünen Wiese, 
ganz abgesehen. Intendanten und 
Beschäftigte befürchteten die Ab-
kopplung der Werkstattaufgaben 
vom übrigen künstlerischen Pro-
zess, warfen den Planern Unver-
ständnis gegenüber der manufak-
turartigen Fertigung in Theater-
werkstätten vor. Preisdumping, so 

die inzwischen bei Fremdvergaben 
– womöglich gar ins Ausland – be-
stätigte Befürchtung, führe zu teu-
ren Nacharbeiten. „Stattdessen ha-
ben die Berliner Opern qualifizierte 
und motivierte Beschäftigte, die 
mit Erfahrung, Tradition und Identi-
fikation wuchern können, obwohl 
die Arbeitsbedingungen und die 
Maschinenausstattung in den De-
korations- und Kostümwerkstätten 
sehr unterschiedlich und keines-
wegs auf der Höhe der Zeit sind“, 

„We kehr for you“
Konzept für gemeinsame Werkstätten der Opernstiftung
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Stefan Rosinski, der den Bühnen-
service seit Januar 2006 leitet, 

scheut sich nicht, von „sozialer Ver-
wahrlosung“ zu sprechen, wenn er 
die bisherigen Arbeitsbedingungen 
der Werkstattbeschäftigten und die 
organisatorischen Voraussetzungen 
für die Zentralisierung betrachtet. 
Er meint, dass sich die Politik, aber 
auch etliche Verantwortliche inner-
halb der Opernstiftung kräftig be-
wegen müssen, um das Konzept 

Realität werden zu lassen. Seine ei-
genen Mitarbeiter sieht er dabei als 
wichtige Berater, die allerdings „in 
den letzten zwei Jahren keiner ge-
fragt“ habe. 

Vor mangelnder Identifikation der 
Beschäftigten mit dem Produkt ist 
ihm nicht bange, wenn es gelingt, 
eine Dienstleistungshaltung durch-
zusetzen, die davon ausgeht, dass 
der Bühnenservice Kunden hat, die 
mit Wünschen und Preisvorstellun-

Fotos: transit/v. Polentz

gen kommen und perfekt „be-
dient“ werden sollen. Ansätze da-
für gäbe es bereits, wenn etwa  Tei-
le der Dekorationen für „Maria Stu-
art“ an der Staatsoper in den Werk-
stätten der Deutschen Oper herge-
stellt würden. Insgesamt erfordere 
das Projekt aber weitere Leistungs- 
und Produktivitätssteigerung, die 

Das will das 
Konzept:
• Standortzentralisation ist aus wirt-
schaftlichen Gründen zwingend, Sen-
kung der Betriebskosten und weite-
rer Personalabbau bleiben Ziele
• unter den Standorten wird der 
Franz-Mehring-Platz als Komplettlö-
sung für Dekorations- und Kostüm-
werkstätten favorisiert
• dort können auf fast 13 000 Qua-
dratmetern Werkstatt-Bereiche und 
Verwaltung unterkommen
• eine lichte Höhe von 12,50 Metern 
erlaubt, sämtliche Operndekorationen 
vollständig zu montieren, was bis-
her in keiner Werkstatt möglich war 
• daneben werden an den einzelnen 
Häusern „Präsenzwerkstätten“ für 
den Kostümbereich eingerichtet, die 
den laufenden Spielbetrieb betreuen.
• der Bühnenservice soll bis 2009 
planmäßig 217,4 Stellen haben, da-
zu ist weiterer Abbau von 14,5 Stel-
len nötig, Leitungshierarchien sollen 
flacher gestaltet werden.

„Alle werden profitieren"
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Die anfängliche Skepsis gegenü-
ber der Zentralisierungslösung 

ist nicht völlig gewichen, viele De-
tails sind noch unklar. Doch, so der 
Tenor unseres Gespräches, es über-
wiegt die Zuversicht:

„Das ist eine Riesenchance für 
uns. Inzwischen warten wir nur noch 
darauf, dass es richtig losgeht und 
arbeiten von uns aus voll in diese 
Richtung. Die letzten Hürden, Kom-
munikationsfragen und innerbetrieb-
liche Transportprobleme, gehen wir 
offensiv an. Die unterschiedlichen 
Traditionen und Erfahrungen von 
Kollegen aus den verschiedenen 
Werkstätten können da sogar be-
reichern. Ansonsten wäre ich dafür, 
dass künftig für alle die 40-Stun-
den-Woche gilt, aber mit vollem 
Lohnausgleich. Und dass der Kün-
digungsschutz des Berliner Tarifver-
trages erhalten bleibt.“

Christian Krause, Tischlermeis-
ter, Staatsopernwerkstatt (li.) 
„Obwohl wir unsere Besonder-

heit mit der räumlichen Einheit von 
Werkstätten und Deutscher Oper 
immer zu Recht betont haben, gibt 
es auch für uns zur Zentralisierung 
jetzt keine vernünftige Alternative. 

Der Personalabbau ist so weit fort-
geschritten, dass effektives und ko-
ordiniertes Arbeiten mit so weni-
gen Mitarbeitern nicht mehr mach-
bar ist. Es ist Unsinn, wenn drei Ma-
ler in einem riesigen Malsaal tätig 
sind, nebenan vielleicht vier Tisch-
ler. Wir sind mittlerweile sehr zu-
versichtlich, dass die neue Zentral-
werkstatt für alle besser ist. Ein we-
nig traurig bin ich schon, ich habe 
schließlich 21 Jahre gern an der 
Deutschen Oper gearbeitet, will auf 
jeden Fall auch den Kontakt zum 
Haus halten. Dass ich meinen Ar-
beitsplatz behalte, ist trotzdem das 
Wichtigste…“
Renate Gehlen-Walter, Theater-

malerin, Deutsche Oper (re.) 
„Es hat sich ja schon erwiesen, 

dass gemeinsame Aufträge mach-
bar sind. So waren 2005 drei unter-
schiedliche Werkstätten an den Kos-
tümen für unsere „Dornröschen“-
Premiere beteiligt. Da konnten wir 
schon mal ‚trainieren’. Wenn alle 
bereits am gleichen Standort geses-
sen hätten, wäre die Abstimmung 
noch einfacher gewesen. Für mich 
ist es ziemlich egal, ab ich eine Ho-
se für einen Chorherren aus der 

Komischen oder aus der Staatsoper 
anfertige.“

Ilona Czogalla, Kostümabtei-
lung, Komische Oper (2. v. li.)

„Anders als bei einigen alteinge-
sessen Kollegen, die die Neuerun-
gen fürchten, ist bei mir eher die 
Sorge vorhanden, dass die Umset-
zung des Konzepts verschleppt 
wird, die Finanzierung nicht klappt 
oder sich sonst noch Schwierigkei-
ten auftürmen. Und ich finde, es 
sollte auf den unteren Ebenen schon 
mal organisatorisches Ineinander-
greifen trainiert werden. Die Bot-
schaft ist noch nicht in allen Köp-
fen angekommen. Für mich ist es 
eine Sache von Fingerspitzengefühl 
des Managements, dass künftig nach 
wie vor die Beschäftigten an den 
Dekorationen für die Häuser betei-
ligt werden, wo sie sich am besten 
auskennen.“ 

Michael Riese, Tischler, 
Deutsche Oper (2. v. r.)

„Es sind noch einige Rahmenbe-
dingungen nötig, damit das Kon-
zept funktionieren kann. Da ist zu-
erst die Politik in der Pflicht. Auch 
mit der prognostizierten Umwand-
lung des Bühnenservices in eine 
GmbH sind viele Risiken verbun-
den. So ein Betrieb hat hinsichtlich 
seiner Marktwirtschaftlichkeit im-
mer Besonderheiten. Deshalb sollte 
der Kaufzwang der Intendanten 
beim stiftungseigenen Bühnenser-
vice verlängert werden. Aber auch 
tarifvertraglich ist aus unserer Sicht 
etliches zu regeln. Wir wollen si-
chern, dass auch künftig im nicht-
künstlerischen Bereich kollektives 
Tarifrecht gilt und haben dazu Ver-
handlungen mit der Stiftung initi-
iert. Im August gibt es ein erstes 
Sondierungsgespräch.“
Klaus Grunow, Staatsoper, Per-

sonalratschef Opernstiftung

betont Sabine Schöneburg, die für 
Theater und Bühnen zuständige 
ver.di-Sekretärin. Mit all diesen Un-
klarheiten und der Order, einen 
zentralen Bühnenservice zu schaffen, 
wurde zum Jahreswechsel 2004 die 
Stiftung Oper in Berlin gegründet. 
Das Stiftungsgesetz schreibt im 
Werkstattbereich einen Abbau von 
83 Stellen bis 2009 vor, wodurch 
über drei Mio. Euro eingespart wer-
den sollen. Doch soll der Bühnen-
service jährlich etwa 23 Premieren 

der drei Opernhäuser mit Kostü-
men und Dekorationen bedienen. 
Bis 2009 wurde ein „Kontrahie-
rungszwang“ vereinbart, die Inten-
danten müssen beim stiftungseige-
nen Bühnenservice arbeiten lassen. 
Dass es an der Zeit sei, im Zuge sol-
cher Zentralisierung auch ein ein-
heitliches Tarifwerk zu vereinbaren, 
das die Unterschiede zwischen Ost 
und West auffange, machte ver.di 
geltend.

Während Experten noch rechne-
ten, einen Anbau an den Werk-
stattkomplex Chausseestraße kon-
zipierten, die „Ertüchtigung“ des 
Standorts Zehdenicker Straße als 
zentrale Kostümwerkstatt durch-
kalkulierten, ging der Personalab-
bau voran. Überraschend bot sich 
da die Variante einer „Volllösung“ 
für den Bühnenservice, die viele 
Probleme auf einen Schlag besei-
tigt: Das zweistöckige Gebäude der 
ehemaligen Druckerei des „Neuen 
Deutschland“ unweit des Ostbahn-
hofes erlaubt es, alle Werkstätten 
sinnvoll zusammenzufassen. Für 
Kauf und zweckdienlichen Umbau 
des noch in Bahnbesitz befindli-
chen Komplexes am Franz-Meh-
ring-Platz könnten Mittel genutzt 
werden, die sich beim Verkauf der 
sonstigen Werkstatt-Immobilien er-
zielen lassen. Das überzeugte selbst 
Finanzsenator Sarrazin. Auch wenn 
noch unklar ist, wo die zusätzlichen 
fünf Millionen Euro herkommen 
sollen, die Rosinski für diese Varian-
te einfordert. Das Finanzbudget der 
Opernstiftung hat auch dafür keine 
Reserven.

Der Personalrat der Opernstif-
tung hat diesem neuen Werkstatt-
konzept nach eingehender Debatte 
zugestimmt. „Wir sehen es als ein-
zige realistische Chance, künftig ei-
ne effektiven Werkstattbetrieb in 
Berlin zu erhalten und perspekti-
visch über 200 qualifizierte Arbeits-
plätze zu sichern“, begründet das 
Klaus Grunow (Staatsoper), der 
Personalratsvorsitzende. 

Helma Nehrlich
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„Das ist eine Chance…“
… meinen Beschäftigte in den Werkstätten
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Übernahme von Verantwortung 
auf allen Ebenen. In punkto Mitar-
beitermotivation hat Rosinski klare 
Vorstellungen, er hat Führungskräf-
te-Workshops gestartet und plant 
regelmäßige Mitarbeitergespräche. 
Er weiß um die „unterschiedlichen 
Kulturen“ an den verschiedenen 
Standorten, ist aber überzeugt, 

„Alle werden profitieren" dass sich mit der Zentralisierung die 
Arbeitsbedingungen aller Beschäf-
tigten verbessern werden.

Der Geschäftsführer hofft, nach-
dem er als erster und einziger ein 
Komplettkonzept für seinen Bereich 
vorgelegt hat, das „Schiffchen Büh-
nenservice innerhalb der Stiftungs-
flotte“ bis Ende des Jahres „in ruhi-
gere Gewässer“ manövriert zu ha-
ben. Auch mit anderen Berliner 
Bühnen – traditionell dem Deut-

schen Theater, aber auch mit wei-
teren Sprechtheatern – ist Rosinski 
im Gespräch, um künftig für sie 
Werkstattaufträge zu übernehmen. 
Auch ein einheitliches Tarifgefüge 
befürworte er, das Flexibilität bei der 
Gestaltung von Arbeitszeit gestatte. 

Insgesamt fühlt er sich mit sei-
nem annähernd 20-Millionen-Euro 
umfassenden Werkstattprojekt schon 
unter Zeitdruck. Doch das Ziel sei 
klar. Mitte 2009 will er am neuen 

Standort produzieren. Davor liegt 
ein Berg Arbeit, nicht nur für den 
Bühnenservice selbst. Doch es gibt 
auch vor der eigenen Tür zu keh-
ren. „Ich sage meinen Mitarbei-
tern: Ihr bekommt neue Maschi-
nen, saubere Räume, eine besse-
re Arbeitsorganisation und wo-
möglich sogar moderne, einheitli-
che Dienstkleidung. Dafür werdet 
Ihr aber auch anfangen müssen, 
anders zu arbeiten…“



Als Sohn einer sorbischen Stein-
arbeiterfamilie 1936 im Lausitzer 
Ort Horka geboren, studierte er 
nach dem Abitur Journalistik und 
Theaterwissenschaften in Leipzig, 
arbeitete als Redakteur und Re-
porter beim Rundfunk und schließ-
lich ab 1976 frei.

Jurij Koch ist ein vielseitiger Au-
tor, einer der für Prosa und Lyrik, 
für Film, Hörspiel und Theater die 
sorbische und die deutsche Spra-
che bedient und die ihn ab und 
an auch zum Herausgeber von 
Kinderliteratur werden lassen. 
Seine Texte wurden in viele Spra-
chen übersetzt, so dass man sei-
nen Erstling „Jüdin Hana“ (Do-
mowina-Verlag Bautzen, 1963) 
und den preisgekrönten Report 

„Jubel und Schmerz der Mandel-
krähe“ auf anderen Globusfle-
cken auch wahrnehmen kann. Ti-
telbeachtend ließe sich, folgend  
ihm und den eigenen Träumen, 
landen irgendwo, eine „große 
Ohrfeige“ ertragen, mit „Rosinen 
im Kopf“ in den Kirschbaum stei-
gen. Könnte man sich bei Not-
wendigkeit einer „Augenoperati-
on“ unterziehen oder aktuellbe-
rechtigt zur „rasenden Luftratte“ 
werden. Dürfte gar das „Katzen-
silber“ gegen den „Sand eines 
Dorfes“ tauschen und bei „Golo 
und Logo“ eine „Krimikindergän-
sehaut“ kriegen. Ja, das alles 
könnte man, wenn man nicht von 
der obligaten Zeilenzahl wüsste, 
die eine Gesamtbibliographie ver-

hindert – der journalistisch erfah-
rene Jubilar möge das verzeihen!

Jurij Koch, Du wirst am 15. 
September 70! Wir, Deine Kolle-
ginnen und Kollegen des VS 
Brandenburg, gratulieren von Her-
zen und möchten Dir neben der 
Gesundheit etwas ans eigene 
Herz legen. Denkst Du noch an 
Deinen Satz in einem Autoren-
verzeichnis? „Da ich wahrschein-
lich noch Entscheidungen zu tref-
fen haben werde, weiß ich nicht, 
ob die beste schon getroffen ist“. 
Aber wir wissen es: Auf alle Fälle 
sollte es Deine Entscheidung für 
neue „Federprodukte“ sein. Lie-
ber Jurij Koch, wir warten drauf 
und wünschen nochmals alles 
Gute!  Harald Linstädt
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Vielleicht kommt das Beste noch
Der zweisprachige Autor Jurij Koch wird am 15. September 70

Bilanz mit Lesung
VS Brandenburg wählte neuen Vorstand und erwartet Kontinuität

zählt natürlich die Anthologie 
„Geschichten aus der Streusand-
büchse“. Die sich traditionell an 
die Mitgliederversammlung an-
schließende Lesung, diesmal mit 
Beiträgen von Carmen Winter, Ju-
rij Koch, Till Sailer und P. Werner 
Lange aus diesem ersten gemein-
samen Buch des VS Brandenburg 
war erlebenswert – leider fehlten 
die Potsdamer, die das hätten be-
stätigen können.   R.K.

Am Dienstag, dem 30. Mai, 
zog der VS-Landesverband Bran-
denburg Bilanz der zurückliegen-
den Wahlperiode und wählte den 
neuen Vorstand. Immerhin knapp 
ein Viertel der Mitglieder trieb es 
in die Stadt- und Landesbiblio-
thek der Landeshauptstadt. Sie 
erlebten eine Wahl, bei der An-
drea Jennert als der einzigen Kan-
didatin, die aus persönlichen Grün-
den nicht mehr kandidierte, der 
große Blumenstrauß für die zu-
rückliegende erfolgreiche Arbeit 
überreicht wurde. 

Vom wieder gewählten Vorsit-
zenden, unserem Helmut Rout-
schek, von Till Sailer als altem und 
neuem Stellvertreter, Beisitzer und 
Schriftführer P. Werner Lange und 
Rüdiger Kurock sowie der neu 
zum Team gestoßenen Beisitzerin 
Carmen Winter erwarten alle 
Kontinuität. In einem überzeu-
gend kritischen Rechenschaftsbe-
richt legte Helmut Routschek so-
wohl die Erfolge des Landesver-
bands dar als auch die Gründe, 

warum nicht alles so erreicht wur-
de, wie wir es uns vorgenommen 
hatten. In der Brandenburger Er-
folgsbilanz stand dabei z. B. das 
Projekt „Globalisierung…“ in den 
Schulen, das erst durch die Bun-
deszentrale für politische Bildung 
initiiert worden war, um dann an 
fehlenden Bundesmitteln zu ster-
ben. Zu den substanziellen Erfol-
gen – deren Fortführung auch in 
der Diskussion erhofft wurde – 

Carmen Winter und Till Sailer hatten ihre Streusandbüchsen-Geschich-
ten bereits im Frühjahr auf der Leipziger Buchmesse vorgestellt

Foto: FBFachgruppe

 

Literatur

Stammtisch

Unkompliziert Neues 

bei geharztem Wein 

Der Stammtisch des Berliner VS 
findet jeden ersten Donnerstag 
des Monats ab 19 Uhr statt. 
Kostas Papanastasiou, der Wirt 
des „Terzo Mondo“, wo sich re-
gelmäßig ein Grüppchen Ge-
treuer trifft, ist selbst Mitglied 
des VS. Auf dem Speiseplan hat 
er kleine, preiswerte Gerichte, 
natürlich auch griechische Wei-
ne (Retsina, hmm…). Monika 
Papanastasiou leitet die Galerie 
des „Terzo Mondo“. Allmonat-
lich wechseln die Ausstellun-
gen, so dass es auch immer et-
was Originelles zu sehen gibt. 
Vor allem aber lädt die Atmos-
phäre regelrecht ein zu enga-
giertem Debattieren oder ent-
spanntem Schwatzen. Schon 
manche Idee wurde hier gebo-
ren, mancher Text in kritischer, 
aber freundlicher Runde zu Ge-
hör gebracht. Manchmal sind es 
auch Tagesfragen des Überle-
bens in nicht so literaturfreund-
licher Umgebung, die in den 
Gesprächen eine Rolle spielen.  
Schön wäre es, wenn sich der 
Kreis des Stammtisches auswei-
ten würde, denn wo sonst kann 
man unkompliziert Neues erfah-
ren, Kollegen und Kolleginnen 
treffen und eigene Ideen vor-
stellen, für deren Umsetzung 
eventuell Bündnispartner ge-
braucht werden. 
Das „Terzo Mondo“ liegt in der 
Grolmannstraße 28 nur zwei 
Minuten vom U-Bahnhof Uh-
landstraße bzw. vom S-Bahnhof 
Savignyplatz entfernt. Für An-
fragen steht als dauerhaftes 
Stammtisch-Mitglied Salean A. 
Maiwald zur Verfügung: (Tel. 
3232505).
Von Ende August bis 20. Sep-
tember stellt Salean übrigens 
selbst Collagen und Malerei 
zum Thema „Das goldene Tor 
Jerusalem“ aus.  D.G.

Lesung

Fast vergessener Autor 

Die Veranstaltungsreihe wird 
am 14. September mit einem 
Abend zu Julius Stinde fortge-
setzt (siehe Terminseite).
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che mächtig zu sein.“ Die Luft 
lähmt alle. Auch den Dozenten.

Der Verein „Kunst und Knast“ 
hat finanzielle Mittel bereitgestellt, 
um die äußerst schmalen Mög-
lichkeiten des Gefängnisses auf-
zustocken. Es heißt, heute wolle 
die Politik wieder mehr strafen 
und nicht so sehr bilden. Warum 
jemandem, der sich schuldig ge-
macht hat, auch noch etwas bei-
bringen? Ist doch selbst schuld.

Ahmad kommt eines Tages 
nicht mehr zum Kurs. Jemand 
flüstert dem Dozenten zu: „Der 
hat 23 Stunden Einschluss, wird 
Tag und Nacht bewacht.“ „Zeu-
genschutz?“ Keiner hat ‘ne Ah-
nung von nix. Alle gucken nur. 
Man lebt unter Umständen sehr 
gefährlich hier. Trotzdem heißt es, 
Moabit ist wie Kindergarten. „Te-
gel ist die Hölle“, sagt Bastian, 
„wenn du dich nicht unterord-
nest, machen sie dich fertig.“ 
„Wer ‚sie‘?“ Bastian zuckt die Ach-
seln. „Wenn du heute Abend hier 
rausgehst, hör‘ genau hin. Erst 

 Das Schlimmste ist die Luft. Ei-
gentlich ist es gar keine Luft, son-
dern Mief. Und zwar nicht jener, 
der sich rasch hinauslüften läßt, 
sondern der ganz bestimmte Mief, 
der sich beklemmend auf Brust 
und Lunge legt und das Gefühl 
vermittelt: Wenn ich nicht ganz 
schnell hier herauskomme, dann 
ersticke ich. Doch die hier drin, 
die 1130 Männer, kommen we-
der raus noch ersticken sie. Den 
meisten gelingt es, ihr Biosystem 
in eine Art Schlafmodus herun-
terzufahren und zu warten, bis 
alles vorbei ist.

Sieben BTMler, ein Dozent, ei-
ne Schreibwerkstatt in der Justiz-
vollzugsanstalt Moabit. BTM steht 
für Betäubungsmittel und zu er-
gänzen ist das Wort ‚Delikt‘.

Zu Anfang muss geklärt wer-
den, dass der Dozent auf gar kei-
nen Fall von der Anstalt geschickt 
wurde, um die Teilnehmer auszu-
holen. Die Jungs sind plietsch drauf 
und sie können alle schreiben. Ah-
mad (alle Namen geändert) ist vor 
kurzer Zeit aus einem US-Gefäng-
nis überstellt worden. Er sagt, dass 
sein Deutsch mängelbehaftet ist, 
dass es dafür Gründe gibt und 
dass er sich dafür entschuldigt. Es 
sind mehr oder weniger junge 
Männer bis 40 Jahre. Einer von 
ihnen ist psychisch offenbar ein 
wenig lädiert. Alle wollen hart ar-
beiten. Mohammad hat vor, ei-
nen Roman zu schreiben, er hat 
schon ein paar Szenen parat. Ge-
org hat Angst, dass seine Eltern 
lesen könnten, was er geschrie-
ben hat. Alle befürchten, dass ihre 
10-qm-Zellen in ihrer Abwesenheit 
gefilzt und ihre Texte gegen sie 
verwandt werden. Doch dann wol-
len sie wissen, was mit ihren Rech-
ten an den Texten geschieht.

„Ey, Urban, Bruder, wieviel Geld 
man bekommt für eine Veröf-
fentlichung?“ Der Dozent sagt: 
„Ohne Geschichte keine Veröf-
fentlichung.“ Der Dozent stellt 
Aufgaben. Es ist schwierig, Auf-
gaben diszipliniert zu lösen. Doch 
das ist Teil der Arbeit. Schließlich 
winkt als Bonbon zum Abschluss 
der Schreibwerkstatt eine anstalts-
öffentliche Lesung, da darf man 
sich auf gar keinen Fall lächerlich 
machen.

Die Mitarbeiter der sozialpäda-
gogischen Abteilung machen Über-

stunden und sorgen so dafür, 
dass die Schreibwerkstatt statt-
finden kann. – Aber wie fängt 
man an? Und was ist ein Schluss? 
Was ist denn in der Mitte los? 
Warum versteht der Dozent nicht, 
was man meint, wo man doch 
ein Wort hingeschrieben hat, wie 
man es gesagt hat?

Vier der Männer bleiben bei 
der Sache. Sie schaffen es, solan-
ge an ihren Texten zu arbeiten, 
bis sie präsentationswürdig sind.

Doch der Dozent ist anstren-
gend, er will, dass alle miteinan-
der diskutieren und Textkritik üben. 
Der Dozent legt jedes Wörtchen 
auf die Goldwaage. Er hält den 
Teilnehmern sprachliche Schlam-
pereien vor. Er sagt: „Recht ist 
Sprache. In Kürze steht ihr vor 
Gericht. Sprache ist auslegbar. Es 
geht um Genauigkeit. Die deut-
sche Sprache hat so ungefähr für 
jedes Ding und jeden Vorgang ei-
ne Bezeichnung. Nutzt das, um 
euch klar und präzis auszudrü-
cken. Es ist wichtig, seiner Spra-

reden die Deutschen. Danach die 
Polacken. Dann die Russen. Zum 
Schluss die Schlitzies, die schreien 
die ganze Nacht. Das interessiert 
die einen Scheißdreck, dass wer 
schlafen will.“ Der Dozent merkt, 
dass es schon auch kuhl ist, lässig 
von den ‚Schlitzies‘ zu sprechen. 
„Kennt ihr die denn?“ „Die 
Schlitzies? Die reden ja nix.“

Tatsächlich hört der Dozent beim 
Hinausgehen lautes Geschrei quer 
über die Innenhöfe. So unterhält 
man sich hier. Durch die Gitter-
stäbe von Zelle zu Zelle. Bei dem 
ohrenbetäubenden Gebrüll der 
Männerstimmen bekommt man 
so eine Ahnung, was es heißt, 
sich im Gefängnis unterordnen 
zu müssen.

Die Lesung ist ein großer Er-
folg. Sogar der Anstaltsleiter ist da. 
Er sitzt vorn, beobachtet, macht 
sich ein Bild von den Männern. 
Die junge, große und zu allem 
Überfluss auch noch blonde An-
wältin, Vertreterin des Vereins 
„Kunst und Knast“, wird von den 
Gefangenen ganz ungeniert mit 
den Augen verschlungen.

Nach der Lesung sitzen die vier, 
die ihre Texte hatten lesen kön-
nen, noch bei Saft, Käse und Crä-
ckern. Die Männer sind glücklich. 
Sie haben es geschafft. Sie sind 
Persönlichkeiten. Der Dozent fragt: 
„Warum lüftet ihr hier eigentlich 
nie?“ Die Dame vom sozialpäda-
gogischen Dienst schüttelt nach-
sichtig den Kopf. „Die JVA-Moa-
bit ist 125 Jahre alt. Was du 
riechst ist Not- und Angstschweiß. 
Steckt in den Wänden. Hilflosig-
keit, Furcht und Verzweiflung las-
sen sich nicht einfach so weglüf-
ten. Da musst du schon den Knast 
abreißen.“

Der Dozent fragt sich, ob ‚die 
da drin‘ wirklich alle Schuld ha-
ben? Oder ist es für die Gesell-
schaft nicht bequem, zu wissen: 
Allein in Berlin sitzen ca. 6000 ein, 
aus über 60 Nationen, die haben 
alle Schuld, kann man sich da 
nicht beruhigt zurücklehnen? Die 
sitzen doch gewissermaßen stell-
vertretend für alle ein, die drau-
ßen sind. Der Knast einer Gesell-
schaft ist nichts weiter als ihr 
Spiegel. Wir sollten anfangen hi-
neinzuschauen.  Urban Blau

Die Gefängnisse in Berlin suchen hän-
deringend Mittel für weitere Schreib-
werkstätten. Die beschriebene fand 
2005 statt. Aktuell ist eine für Gefan-
gene in der JVA-Charlottenburg in Pla-
nung. Der Verein „Kunst und Knast“ in-
formiert gern und freut sich über jede 
Spende. „Kunst und Knast e.V.“, c/o Dr. 
Heischel, Frau Groos, Tel. 030/7823071, 
Bank für Sozialwirtschaft Berlin, BLZ: 
100 205 00 Kto: 306 13 00

Kreativ im Knast 
Erfahrungen bei einer Schreibwerkstatt für Gefangene in Moabit

Soll man Schuldigen noch etwas beibringen?

Foto: transit/v. Polentz
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Neuer Vorstand
Auf ihrer Mitgliederversammlung 
am 23.6.2006 hat die Fachgruppe 
Musik einen neuen Vorstand ge-
wählt. Der Vorsitzende Stefan 
Gretsch wurde erneut in seinem 
Amt bestätigt, ebenso Anja Bos-
sen als Stellvertreterin. Neuer Stell-
vertreter ist Lutz Fußangel, zu-
gleich Vertreter der Fachgruppe 
im Landesbereichsvorstand. Auch 
Bernd Juncker, Reiner Melle und 
Ulrike Philippi gehören dem Vor-
stand wieder an. Elisabeth Orphal, 
seit längerem kooptiert, über-
nimmt die Funktion der scheiden-
den Kollegin Barbara Tzschätzsch.

Gegen drohende Einkommens-
kürzungen protestierten am 13. 
Juni etwa 300 Musikschullehre-
rinnen und -lehrer vor dem Roten 
Rathaus. Sie wollten „dem Senat 
die Instrumente zeigen“, um ihm 
eine „Entscheidungshilfe zu ge-
ben“. Der Senat hat zu entschei-
den, ob die Honorarregelung von 
1997 für freie MitarbeiterInnen an 
den Musikschulen gekippt wer-
den soll. Diese Regelung orientiert 
sich zumindest am Tarif im öffentli-
chen Dienst und schreibt eine An-
passung an neue Tarifabschlüsse 
vor. Auf Betreiben von Innensena-
tor Körting sollten die unfreiwillig 
freien Musikschullehrerinnen und -
lehrer, die hauptberuflich tätig sind, 
stattdessen künftig wie sporadisch 
arbeitende Nebentätige mit gerin-
ger Qualifikation behandelt werden.

„Qualität ist nicht zum Nulltarif 
zu haben!“, hielt Stefan Gretsch, 
Vorsitzender der ver.di-Fachgrup-
pe Musik Berlin-Brandenburg, den 
Politikern in seiner Rede auf der 
Protestveranstaltung entgegen. Die 
freien Musikschullehrerinnen und 

-lehrer seien heute schon „sozial 
schlecht gestellt, sie sind bereits in 
prekären Beschäftigungsverhält-
nissen oder steuern immer mehr“ 
darauf zu. Weitere Verschlechte-
rungen werde man nicht hinneh-
men „Wir werden kämpfen, so-
lange, bis sie uns anständig be-
zahlen, unsere Ausbildung aner-
kennen und uns als Arbeitneh-
merähnliche, also wie Arbeitneh-
mer arbeitende, auch wie Arbeit-
nehmer sozial sichern!“ Den Schul-
senator wüssten die Musikschul-
lehrer bereits auf ihrer Seite. Viel-
leicht verstehe ja Herr Böger „bald 
auch die Notwendigkeit für einen 

Tarifvertrag, der das Land ja nicht 
zusätzlich finanziell belastet“.

Der klingende Protest blieb nicht 
ungehört. Die bestehende Hono-
rarregelung wurde nicht gekippt, 
mit einem Beschluss ist bestenfalls 
nach der Sommerpause zu rech-
nen. Allerdings bedeute das keine  
Entwarnung. Die Forderung nach 
angemessener Entlohnung und ei-
nem Tarifvertrag bleibt bestehen, 
betont der Fachgruppenvorstand. 
Der bevorstehende Wahlkampf in 
Berlin werde also auch „Honorar-
kampf“ sein. Inzwischen hat der 
Innensenator ein Sondierungsge-
spräch angeboten. neh 

Neu gewählt

In den letzten Wochen wurden 
weitere Fachgruppen-Vorstände 
neu besetzt. Wir gratulieren den 
Gewählten und wünschen ih-
nen viel Erfolg bei der Arbeit!

VS Brandenburg
Vorsitzender: Dr. Helmut Rout-
schek
Stellv. Vorsitzender : Till Sailer
Schriftführer: Rüdiger Kurock
Beisitzer: Werner Lange und 
Carmen Winter

Bildende Kunst
Vorsitzender: Dieter Ruckhaberle
Stellv. Vorsitzende:  Brigitte Lan-
ge und Andreas Jähnig
Beisitzer: Hans-Dieter Petke und 
Gotthard Krupp-Boulboulle
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Die Instrumente gezeigt
Protest gegen drohende Kürzungen für freie Musikschullehrer

Fachgruppe

Musik

Honorare

eMail-Verteiler

Wer regelmäßig und aktuell 
über Musikschullehrerhonorare   
informiert werden will, sollte ei-
ne E-Mail-Adresse bei ver.di hin-
terlassen: anke.jonas@verdi.de
Weitere Informationen und Mate-
rial gibt es unter www.fg-musik.de

Die Honorarforderungen 

bleiben aktuell

Foto: FB

Entscheidungshilfe per Saxophon vor dem Roten Rathaus

Theater

Zahlungen prüfen

Nach einem positiven Verhand-
lungsauftakt um die Theaterbe-
triebszulage (TBZ) legten die kom-
munalen  Arbeitgeberverbände 
von Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen Ende Juni 
Vorschläge vor, die weit hinter 
dem jetzt geltenden Tarifrecht 
zurückbleiben. Deshalb hat ver.
di die Verhandlungen auf Bun-
desebene abgebrochen und will 
jetzt  separat verhandeln.
Im Juli 2006 waren Tarifsteige-
rungen von 1,5 Prozent zur  
Strukturangleichung Ost-West 
fällig. Betroffene sollten ihre Ju-
li-Abrechnung überprüfen und 
die Steigerung in der TBZ schrift-
lich bei der Theaterleitung ein-
fordern, um den Anspruch ge-
gebenenfalls auch gerichtlich 
durchsetzen zu können.  red.



Das Finanzministerium Sach-
sen-Anhalts hat Strafanzeige ge-
gen Unbekannt gestellt. Der Scha-
cher um das Ex-DDR-Rundfunk-
zentrum in der Berliner Nalepa-
straße nun endlich vor den Schran-
ken der Justiz! Die Behörde in 
Magdeburg wittert Betrug und 
Untreue. In Berlin hat der Wahl-
kampf gerade begonnen, da steht 
dem rot-roten Senat ein Immobi-
lienskandal allererster Ordnung ins 
Haus. Finanzsenator Sarrazin (SPD), 
am Zustandekommen des Schla-
massels keineswegs unbeteiligt, 
geht schweren Wochen entge-
gen, wenn die Oppositionspartei-
en CDU, FDP und Grüne die Ver-
kaufsgeschichte des Funkhauses 
zum Wahlkampfthema machen. 
Die Linkspartei. PDS wird Mühe 
haben, ihren Spitzenkandidaten, 
Wirtschaftssenator Wolf, aus die-
ser schmierigen Sache einigerma-
ßen heraus zu halten. In einer 
hastig einberufenen Sondersit-
zung des Medienausschusses des 
Berliner Abgeordnetenhauses muss-
ten sich beide am 7. August un-
angenehmen Fragen stellen. Wolf 
und Sarrazin übten sich in Scha-
densbegrenzung, sprachen gar 
von Papieren, die die Chance bö-
ten, den Verkauf rückgängig zu 
machen. Man werde noch am sel-
ben Tag die Unterlagen der Staats-
anwaltschaft übergeben. Endlich! 
Doch die Frage bleibt, warum erst 
jetzt? Will da jemand in letzter 
Minute den Kopf aus der Schlin-
ge ziehen? Und in welcher Senats-
schublade hatten diese Papiere die 

ganze Zeit geschlummert, nach-
dem es noch vor vier Wochen aus 
dem Wirtschaftsreferat geheißen 
hatte, alle juristischen Prüfungen 
hätten eindeutig ergeben, dass 
sich keine Handhabe biete, den 
Verkauf rückgängig zu machen. 
Es wurde außerdem geschlafen, 
vertuscht und geschlampt, als im 
November vorigen Jahres das fast 
14 Hektar große und nach Ver-
kehrswert 330 Millionen teure 
Areal des Ex-DDR-Rundfunkzent-
rums für schlappe 350 Tausend 
Euro an Vater und Sohn Thiele, 
Spekulanten und Baumaschinen-
verleiher aus Jessen in Sachsen-
Anhalt, ging. Ein solches Gefälle 
zwischen Wert und Verkaufspreis 
gilt im seriösen Immobilienhandel 
offiziell als sittenwidrig! Dies trifft 
ebenso für die Tatsache zu, dass 

die neuen Besitzer schon Mitte 
Juli 2006 die wertvollsten Gebäu-
deteile per Versteigerung für 3,9 
Millionen Euro an niederländische 
Investoren verkaufen konnten. 
Für mehr als das Zehnfache also. 
Prompter höhnischer Kommentar 
der Jessener: Wenn keiner das 
Geschäft macht, dann machen 
wir es. Ermöglicht haben ihnen 
dies Berlin und die fünf neuen 
Bundesländer als ursprüngliche 
gemeinsame Besitzer des Rund-
funkanwesens in der Nalepastra-
ße und die von ihnen mit der Ver-
marktung beauftragte Liegen-
schafts- und Immobiliengesell-
schaft, kurz Limsa, mit Sitz in Mag-
deburg. Erzwungen hat diesen 
unsauberen Deal der vom zag-
haften Widerstand des Wirt-
schaftssenators  ungebremste und 

von der wohlwollenden Duldung 
des Senatschefs Wowereit ange-
spornte Finanzsenator Sarrazin, 
zugleich Limsa-Aufsichtsrats-
mitglied. Nun, unter öffentlichen 
Druck geraten, nennt er den Ver-
kaufsvertrag vom November 2005 
„skandalbehaftet“. Er habe ihn 
gegen seinen Willen unterschrie-
ben, versuchte der Finanzsenator 
im Medienausschuss glaubhaft 
zu machen. Ihm war es egal, dass 
die Thieles im Vertrag an keine 
Spekulationsfrist gebunden wur-
den, um sie am raschen Weiter-
verkauf ohne eigene Investionen 
zu hindern. Mit Sarrazins Segen 
schusterte man den Jessenern die 
wertvolle Rundfunk-Immobile au-
ßerdem ohne vertraglich fixierte 
Mehrerlösabführungs-Klausel zu. 
Dann nämlich hätten sie bei Wei-
terverkauf einen Teil des erzielten 
Erlöses an die von der Limsa ver-
tretenen neuen Länder und Berlin 
abführen müssen. Augen zu und 
durch, lautete die Devise. Ohne 
mit der Wimper zu zucken, ließen 
die Behördenchefs, vereidigt, Scha-
den vom Volk zu wenden, Millio-
nenbeträge in die dunklen Jesse-
ner Spekulanten-Kanäle fließen. 
Es wird sich zeigen, wie dieser  
Immobilienkrimi weiter geht. Am 
4. September sollen im Auftrag 
der niederländischen Investoren-
gruppe die denkmalgeschützten 
Rundfunkgebäude in der Nalepa-
straße von der Keshet Radio Cen-
ter Berlin KG offiziell übernom-
men werden, falls es dazu über-
haupt kommt.  
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Im Visier der Justiz
Funkhaus-Immobilien-Skandal: Berlin betreibt Schadensbegrenzung

Mieterversammlung in der Nalepastraße, hier mit Auktionator (vorn)

Foto: transit/v. Polentz

Nach langem Zögern erklärte 
sich die Direktion der Schaubüh-
ne bereit, die vorher unterbro-
chenen Tarifverhandlungen mit 
ver.di wieder aufzunehmen. Nach 
den Theaterferien soll erneut über 
die Haustarifregelung für die 
knapp 100 gewerblich Beschäf-
tigten am Lehniner Platz verhan-
delt werden. Eine fast zweijährige 
Achterbahnfahrt ging dem voran: 
Abweichend von den geltenden 
Tarifverträgen und gegen Ausset-
zung von anstehenden Lohner-
höhungen war von der ver.di-Ta-
rifkommission einer Beschäfti-
gungssicherung bis zum 31. De-
zember 2005 zugestimmt wor-

den. Die ausgesetzten Erhöhun-
gen im Tarifbereich des Öffentli-
chen Dienstes mit 4,46 Prozent 
ab Januar 2006 sollten nachge-
holt werden. Stattdessen  über-
raschte die Arbeitgeberseite im 
Frühjahr mit Vorschlägen, die ei-
ne rückwirkende Arbeitszeitver-
kürzung auf 37 Stunden pro Wo-
che (tarifvertraglich 38,5 Stun-
den) vorsahen. Diese sollte die 
vereinbarte Entgelterhöhung von 

4,46 % „ersetzen“. Darüber hin-
aus forderte die Direktion deutli-
che Einschnitte bei manteltarifli-
chen Leistungen, bei Urlaubsgeld, 
Zuschlägen etc. Begründet wurde 
das mit der anhaltenden wirt-
schaftlichen Schieflage der Schau-
bühne. Die Antwort von Beschäf-
tigten und ver.di fiel eindeutig 
aus: Erst Umsetzung der gelten-
den Tarifverträge, dann Aufnah-
me von Tarifverhandlungen. Im 

Juni bequemte sich die Geschäfts-
leitung endlich, die Gehaltserhö-
hungen nachzuzahlen, führte aber 
mit allen betroffenen Mitarbei-
tern Einzelgespräche, in denen 
sie die angedrohten Verschlech-
terungen einzelvertraglich akzep-
tieren sollten. Die ver.di-Tarifkom-
mission forderte deshalb, solch  
tarifwidriges Vorgehen zu unter-
lassen und an den Verhandlungs-
tisch zurückzukehren.  A.K.

Hoffnung auf Schaubühnen-Tarif
Direktion lenkt ein und kehrt an den Verhandlungstisch zurück

Fachgruppe

 

RFAV-Medien



„Die Gewerkschaft müsste da 
mal was machen“. Diesen Spruch 
hat bestimmt jedes ver.di-Mit-
glied schon gehört, oder? Wenn 
wir ehrlich sind, haben wir selber 
etwas in der Richtung losgelas-
sen, weil „die Gewerkschaft“ die 
unserer Meinung nach wirklich 
wichtigen Probleme nicht angeht, 
weil wir uns in der Arbeit, den 
Programmen und Beschlüssen von 
ver.di nicht wiederfinden. Weil 
„nichts passiert“. 

Für uns gewerkschaftlich orga-
nisierte Medienmacher gibt es 
jetzt die Gelegenheit, die Mecker-
ecke zu verlassen und selber aktiv 
mitzumischen, unser Fachwissen 
und unsere Branchenkenntnisse 
in die Waagschale zu werfen. 
Denn alle vier Jahre werden die 
Karten neu gemischt und verteilt: 

ver.di besetzt in demokratischer 
Wahl alle Gremien und Organe 
neu. 

FILMSCHAFFENDE IN VER.DI 
GESTALTEN MIT

Die Berliner Mitgliederversam-
mlung für alle Filmschaffenden 
der technischen Betriebe und die 
Kinobeschäftigten findet statt am 
19. September 2006 ab 18:00 
Uhr, im ver.di Landesbezirk, Kö-
penicker Straße 30, Nähe Ost-
bahnhof.

Für Filmschaffende gibt es in 
ver.di vielfältige Möglichkeiten ak-
tiv zu werden. Wer sich zu den 
Themen Filmpolitik, Aus- und Wei-
terbildung in der Filmbranche, 
Rahmenfristverkürzung und Hartz-
IV-Auswirkungen, zielgruppenge-
naue Ansprache und Durchset-
zung der Tarifverträge einsetzen 
und einmischen will, ist hier rich-
tig: beim Filmverband Berlin. Die 
Vereinigung umfasst die Gruppe 

von ver.di-Mitgliedern, die aus 
den Bereichen Filmproduktion, 
Filmtechnische Betriebe und Kino 
kommen plus alle Filmschaffen-
den vom Set. Das sollte eine pro-
duktive Mischung sein. Engage-
ment ist willkommen.
Wir suchen Mitstreiter:
• Für die praktische Arbeit hier 
vor Ort, im Vorstand (5-7 Aktive)
• Für den Bundesfilmverband, der 
die Arbeit der regionalen Filmver-
bände koordiniert und bundes-
weit politisch aktiv ist
• Für die Tarifausschüsse – also 
konkrete Arbeit an den Tarifver-
trägen Film- und Fernsehschaf-
fende (FFS), Filmtechnische Be-
triebe (VTFF) und Kino (ca. 9 Akti-
ve)
• Als Delegierte für die Berliner 
Landesebene, um dort die Inter-
essen der Medienschaffenden zu 
vertreten 
• Als Delegierte für die Bundese-
bene, um die Interessen der Me-
dienschaffenden auf der Bundes-
ebene in ver.di zu vertreten

Wir freuen uns über eine rege 
Teilnahme und viele Mitglieder, 
die Lust haben, sich einzumischen 
und zu engagieren. 

Bei Fragen und Interesse wen-
det Euch bitte an Katja Karger, 
Tel. 8866-5416 oder Dietrich Pe-
ters, Tel. -5411.  K. Karger
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Die Karten neu gemischt
Jetzt wählen und gewählt werden – auch im Filmverband

Am 2. September sind Wahlen 
für den Vorstand der Fachgruppe 
Verlage, Druck und Papier in Ber-
lin und Brandenburg. Die Fach-
gruppe ist neu und setzt sich zu-
sammen aus den bisherigen drei 
Landesfachgruppen Druckindus-
trie und Verlage, Verlage und 
Agenturen sowie der Papier, Pap-
pe und Kunststoffe verarbeiten-
den Industrie. Die Fusion soll Syn-
ergieeffekte bringen, wir werden 
sehen.

Jedenfalls ist eine bisher immer 
wieder eingeforderte engere ge-
werkschaftliche Kooperation im 
Printmedienbereich damit schon 
einmal möglich. Schließlich gilt 
es, die inzwischen weit übergrei-
fenden Interessen dieser Mitglie-
der aufzuspüren und neue, deut-
lich effektivere Wege ihrer Inter-
essenvertretung zu finden. Das 
gilt auch für die Vorstandsarbeit. 
Das gewerkschaftliche Engage-
ment im Ehrenamt verhält sich 

umgekehrt proportional zur Ar-
beitsbelastung. Dauerstress und 
akuter Zeitmangel bei den Noch-
Beschäftigten einerseits, Massen-
arbeitslosigkeit und Resignation 
andererseits, da fließen Informa-
tionen aus den Betrieben immer 
dürftiger. Allein das zwingt uns 
dringend zum Handeln.

Aber nicht nur einen Vorstand 
für die neue, übergreifende Fach-
gruppe soll am 2. September ge-
wählt werden, auch die Tarifkom-
missionen werden neu besetzt. 
Hier bleiben Branchenkompetenz 
und Fachvertretung aber wie ge-
wohnt erhalten. In den drei Tarif-
kommissionen Druckindustrie, Ver-
lage und Agenturen sowie für die 
Papier, Pappe und Kunststoffe 

verarbeitende Industrie müssen 
unbedingt Experten, also unsere 
fachkundigsten Kolleginnen und 
Kollegen mit all ihrem Wissen 
und ihrer reichen Erfahrung aus 
der Betriebspraxis vertreten sein. 
Wenn im neuen Vorstand Innova-
tionswille, Fantasie und politi-
scher Überblick für den Erfolg aus-
schlaggebend sein werden, ver-
langt Tarifarbeit dagegen sehr ge-
naue Kenntnisse von den betrieb-
lichen Abläufen und technischen 
Sachverstand. Tarifexperten sind 
nach wie vor unerlässlich für un-
ser „gewerkschaftliches Kernge-
schäft“. Sie werden umso not-
wendiger, je komplexer sich Ar-
beitsabläufe gestalten und je un-
durchschaubarer sie für Außen-
stehende werden. 

Langsam formiert sich aus den 
fünf unterschiedlichen ver.di-Quell-
organisationen eine neue ge-
werkschaftliche Struktur mit eige-
ner Streitkultur. Wir werden sie 

nötig haben. Die jüngsten Ta-
rifauseinandersetzungen und Ver-
handlungsrunden haben uns die 
politischen Ziele der Unterneh-
mer, ihren Profithunger und die 
gesteigerte Angriffslust deutlich 
vor Augen geführt. Der Einzelne 
ist diesem Druck auf die Arbeits-
welt nahezu hilflos ausgeliefert. 

Die Antwort, wie wir dem wir-
kungsvoll begegnen können, ist 
und bleibt einfach: nur durch Ar-
beitnehmer-Solidarität, durch ge-
werkschaftlich organisierten Wi-
derstand kann solchem Druck und 
solcher neoliberaler Politik be-
gegnet werden. Es gibt zur Ge-
werkschaft immer noch keine 
vernünftige Alternative. 

Nehmen wir ver.di – also uns 
selber – in die Pflicht! Am 2. Sep-
tember ist dazu eine gute Gele-
genheit. Kommt 10.30 Uhr zu 
unserer Mitgliederversammlung 
ins ver.di-Haus Köpenicker Str. 
30, Raum 6.05.  Andreas Kühn

Aus drei machen wir jetzt eins
Fachgruppe Verlage, Druck und Papier wählt erstmals Vorstand

Fachgruppe
 

Druckindustrie &

Zeitungsverlage

Fachgruppe

 

RFAV-Medien

Gefragt: Fantasie 

und  Sachverstand 

Bekanntes Ritual …

Foto: transit/v. Polentz



Mitgliederversammlungen

Fachbereich 8 Medien, Kunst 
und Industrie, Landesbezirk 
Berlin-Brandenburg

Fachgruppen 3, 4 und 5
Gemeinsame Mitgliederver-
sammlung der Fachgruppen Pa-
pier-, Pappe- und Kunststoffe 
verarbeitende Industrie, Druckin-
dustrie und Verlage sowie Verla-
ge und Agenturen 
am 2. September, 10.30 Uhr, im 
ver.di-Haus Köpenicker Str. 30, 
10 179 Berlin, Raum 6.06

Fachgruppe 6 RFAV-Medien
Berliner Mitgliederversammlung 
für alle Filmschaffenden der 
technischen Betriebe und die 
Kinobeschäftigten 
am 19. September, 18.00 Uhr, 
im ver.di-Haus, Köpenicker Stra-
ße 30, Raum 4.12

Fachgruppe 10 
Theater und Bühnen, Veranstal-
tungswesen, kulturelle Einrich-
tungen, Darstellende Kunst
am 4. September, 15 bis ca. 20 
Uhr, im ver.di-Bundesvorstand, 
Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 
Berlin, Saal Aida.

Erster Teil: Offene Diskussions-
runde mit Kultursenator Thomas 
Flierl und den kulturpolitischen 
Sprechern der Abgeordneten-
haus-Fraktionen zum Thema 
„Kunst und Kultur – gestern, heu-
te, morgen“. Vorstandswahl ab 
ca. 17.30 Uhr

Tagesordnung der  
Mitgliederversammlungen

1.  Eröffnung und Begrüßung
2.  Beschluss über die Tagesord-

nung
3.  Beschluss der Wahl- und Ge-

schäftsordnung
4.  Wahl der Tagungsleitung, der 

Mandatsprüfungskommission
5.  Geschäftsbericht des Vorstan-

des
6.  Aussprache
7.  Bericht der Mandatsprüfungs-

kommission
8.  Wahl des Vorstandes
9.  Wahl der Delegierten zu Lan-

des- und Bundesfachbereichs-
konferenzen

10.  Diskussion und Beschluss von 
Anträgen

11. Schlusswort

termine sprachrohr 4|06
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ma Gesundheitsreform mit der 
Patientenbeauftragten der Bun-
desregierung, Frau Kühn-Men-
gel, im Kleisthaus, Mohrenstraße 
53, 10117 Berlin, 28. September 
Beginn 14 Uhr, Treff 13.45 Uhr 
Pförtnerloge (U2 Mohrenstraße)

Exkusion ins Filmmuseum Pots-
dam am 5. Oktober mit Vorspiel 
auf der Kinoorgel und Führung, 
Treff 11 Uhr im Foyer, vom S-
Bahnhof Potsdam-Stadt eine Stra-
ßenbahnstation stadteinwärts oder 
10 Minuten zu Fuß

ADN-Senioren: Am letzten Mon-
tag jedes Monats (außer Okt. und 
Dez.) um 14 Uhr in der Begeg-
nungsstätte der Volkssolidarität, 
Torstr. 203-206. 
Bitte vormerken: Außer der Reihe 
am Sonnabend, dem 7. Oktober 
2006, ab 11 Uhr, im größeren 
Kreis zum 60. Jahrestag der Agen-
turgründung (Weitersagen!)

„Alte-Barden-Runde”: Jeden 
zweiten und vierten Mittwoch im 
Monat um 15 Uhr im Restaurant 
„Alter Krug“. Dahlem, Königin-
Luise-Str. 52, 14195 Berlin.

   Selbstständige in ver.di 

Selbständigentag am 21. Okto-
ber 2006 in Berlin: Die Bundes-
kommission Selbständige organi-
siert einen ganzen Tag lang Infor-
mationsveranstaltungen, Work-
shops und Vernetzungsgesprä-
che, abends Partybuffet mit 
Musik. Programm und Anmel-
dung unter www.freie.verdi.de

 Literatur

VS-Stammtisch: Jeden ersten 
Donnerstag im Monat im „Terzo 
Mondo“, Grolmanstr. 28, zwei 
Minuten vom U-Bahnhof Uhland-
str. (U 15) entfernt oder vom S-
Bahnhof Savignyplatz.

Reihe Fast vergessene Schrift-
steller: Julius Stinde (1841-1905), 
vorgestellt von Jan Eik, am 14. 
September 2006, ab 19.30 Uhr, 
im Literaturhaus Berlin, Fasanen-
str. 23, Kaminraum.

 Verlage & Agenturen

Stammtisch an jedem zweiten 
Donnerstag im Monat, 17 Uhr im 

Restaurant „Heidelbeere“, am 
Heidelberger Platz. 

 Rfav Medien

Darstellerstammtisch: Jeden 
ersten Montag im Monat ab 17 
Uhr im Restaurant „Götterspei-
se“ in der Neuköllner Oper, direkt 
U7 Karl-Marx-Str.

 Journalismus

Sprechstunden der IOJ: Am 
zweiten Dienstag jedes Monats 
von 13 bis 15 Uhr, Raum 4.12 ver.
di-Neubau, Köpenicker Str. 30. 
www.ioj-journalisten-internatio-
nal.de

Journalistenstammtisch: 
Jeden vierten Montag im Monat 
ab 19.30 Uhr im „cum laude“, 
Universitätsstr. 4, Ecke Doro-
theenstr. (Mitte). Nächste Termine 
am 28. August und 25. Septem-
ber, siehe www.dju-berlinbb.de

 Senioren

Seniorengruppe Funkhaus:
Mitgliederversammlung zum The-

Landesfach-
bereichskonferenz

Tagesordnung
der 2. Ordentlichen Landesbe-
zirksfachbereichskonferenz Ber-
lin – Brandenburg, 
am 4. November 2006 – Beginn 
10 Uhr

1.  Eröffnung und Begrüßung 
durch die Landesfachbe-
reichsvorsitzende Constanze 
Lindemann

2.  Wahl der Tagungsleitung
3.  Beschlussfassung über die 

Geschäftsordnung
4.  Beschlussfassung über Ta-

gesordnung
5.  Wahl der Mandatsprüfungs- 

und Wahlkommission 
6.  Bestätigung der Antrags-

kommission
7.  Geschäftsbericht
8.  Aussprache zum Geschäfts-

bericht
9.  Entlastung des Landesfach-

bereichsvorstands
10.  Rede des Bundesfachbe-

reichsleiters Frank Werneke
11.  Referate Kulturpolitischer Auf-

trag ver.di und Konzentrati-
onsprozesse: im Medienbe-
reich mit anschließender Dis-
kussion

12.  Festlegung der Zahl der Mit-
glieder des ehrenamtlichen 
Landesfachbereichsvor-
stands

13.  Wahl der Mitglieder und de-
ren Stellvertreter/innen

14.  Wahl des/der Vorsitzenden 
und seiner Stellvertreter/in-
nen 

15.  Wahl der Delegierten des 
Fachbereichs zur Landesbe-
zirkskonferenz

16.  Wahl der Delegierten zur 
Bundesfachbereichskonfe-
renz

17.  Wahl der Delegierten für 
den 2. Ordentlichen Bun-
deskongress

18.  Nominierung der Kandida-
ten/innen für den Landesbe-
zirksvorstand

19.  Entscheidung über Aufträge 
an den Landesbezirksfach-
bereichsvorstand und über 
Anträge an die Bundesfach-
bereichskonferenz, den 
Bundesfachbereichsvor-
stand und an die Landesbe-
zirkskonferenz sowie den 
Landesbezirksvorstand

Achtung: Annahmeschluss 
für Anträge an die Konfe-
renz ist der 25.  September!



anzeige
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und diese Zeiten ansonsten nicht 
berücksichtigt worden seien. 

Die Kündigungsschutzklage des 
Lagerleiters war in der ersten In-
stanz vor dem Arbeitsgericht er-
folgreich und führte zunächst zu 
einer Weiterbeschäftigung. Dage-
gen legte der Arbeitgeber vor 
dem LAG Berufung ein. Da der 
Arbeitgeber für das Vorliegen ei-
nes Kündigungsgrundes beweis-
pflichtig ist, musste er zum Nach-
weis des „Arbeitszeitbetruges“ auf 
die elektronisch erfassten Daten 
zurückgreifen. Problematisch war  
aber, dass zur Erfassung und Ver-
wertung dieser Daten keine Zustim-
mung des Betriebsrates vorlag. 

Nach § 87 Betriebsverfassungs-
gesetz hat der Betriebsrat jedoch 
bei der Einführung und Anwen-
dung von technischen Einrichtun-
gen mitzubestimmen, die das 
Verhalten oder die Leistung der 
Arbeitnehmer überwachen sollen. 
Hierzu gehören unter anderem 
die Einführung von Bildschirmar-
beitsplätzen, einer Betriebsdatener-
fassung, einer Überwachung des 

individuellen E-Mail-Verkehrs, von 
Video- oder Fernsehanlagen und 
schließlich auch die Installation 
von Zeiterfassungsgeräten. Da je-
doch hier eine Zustimmung des 
Betriebsrates etwa in Form einer 
Betriebvereinbarung nicht vorlag, 
stellte das Gericht klar, dass der-
artige, mitbestimmungswidrig vom 
Arbeitgeber erworbene Informa-
tionen als Beweise nicht verwen-
det werden dürfen. Damit bleib 

die Berufung des Arbeitgebers er-
folglos. Das Arbeitsverhältnis des 
Lagerleiters besteht fort. 

Der Fall veranschaulicht einmal 
mehr, dass in machen Fällen die 
bloße Existenz einer betrieblichen 
Interessensvertretung einen Ar-
beitnehmer vor einer Kündigung 
bewahren kann. Darüber hinaus 

bleibt zu hoffen, dass Arbeitge-
ber durch solchermaßen konse-
quente Rechtssprechung dazu 
angehalten werden, mit dem Be-
triebsrat transparente Verfahren 
auszuhandeln, wenn es um die 
technische Überwachung geht. 
(Az: LAG Bremen, 3 Sa 98/05).  

Matti Hauer

alles was recht ist

Bitte an den /die ZustellerIn:

Wenn neue Anschrift bekannt, bitte senden an: ver.di, Fachbereich 8 
Berlin-Brandenburg, Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin

Straße  ...............................................................................................................................................

Ort  ......................................................................................................................................................................................

Bemerkungen  ........................................................................................................................................................

ver.di, Fachbereich 8 Berlin-Brandenburg, Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin 
Postvertriebsstück, „Entgelt bezahlt“, A 11703 F

Falschaufzeichnungen hinsicht-
lich der Arbeitszeiten können für 
Arbeitnehmer unangenehme Kon-
sequenzen bis hin zur Kündigung 
haben. Hat aber der Arbeitgeber 
die Informationen darüber in ei-
ner mitbestimmungswidrigen Art 
und Weise erlangt, kann die Kün-
digung nicht auf diese Informati-
onen gestützt werden. So entschied 
das Landesarbeitsgericht (LAG) Bre-
men kürzlich in einem Rechtsstreit, 

bei dem einem Lagerleiter wegen 
„Arbeitszeitbetrug“ verhaltensbe-
dingt gekündigt worden war. 

Vorausgegangen war der Kün-
digung eine Überprüfung der vom 
Lagerleiter aufgeschriebenen Stun-
den. Sein Lohn wurde bislang auf 
der Basis manuell erfasster Anwe-
senheitszeiten berechnet. Parallel 
wurde seine Anwesenheit elek-
tronisch erfasst. Die elektroni-
schen Daten wurden allerdings 
nicht zur Lohnfindung herange-
zogen. Bei der Überprüfung der 
Stundenlisten stellte sich heraus, 
dass die Angaben des Lagerleiters 
nicht mit den elektronischen Auf-
zeichnungen übereinstimmten. 
Vielmehr ergaben die elektroni-
schen Daten, dass der Lagerleiter 
über einen längeren Zeitraum viel 
weniger gearbeitet hatte, als von 
ihm persönlich angegeben. Zur 
Rede gestellt, räumte er dies mit 
der Begründung ein, dass er 
schon immer so verfahren sei, da 
er schließlich viele Tätigkeiten au-
ßerhalb des Betriebs erledige 
auch von zu Hause aus arbeite 

Ohne Mitbestimmung kein Beweis
Eine Kündigung kann nicht auf rechtswidrig erlangte Informationen gestützt werden

Betriebsrat wurde nicht 

einbezogen

Transparente 

Verfahren nötig




